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I. Abstract (DE) 

Diese Arbeit untersucht das potenzielle Schadensausmaß eines 300-jährlichen 

Hochwassers (HQ300) für kommunale Straßeninfrastrukturen der Gemeinden in 

Niederösterreich. Ziel dieser Arbeit ist es, auf Basis öffentlich zugänglicher Datenquellen 

die räumliche Verteilung betroffener Flächen und die damit verbundenen Neubaukosten zu 

analysieren. 

Die Methodik besteht darin mit einem GIS-gestützten Analyseverfahren potenziell 

gefährdete Infrastruktur zu eruieren und diese dann ökonomisch zu bewerten. 

Grundlage bilden Gefahren- und Risikokarten nach der EU-Hochwasserrichtlinie, Daten 

des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen, sowie Kostendaten aus dem 

Niederösterreichischen Infrastrukturkosten-Kalkulator (NIKK). Ergänzend wurden 

Schadensmeldungen der Landesverwaltung Niederösterreich ausgewertet. Durch 

Verschneidung der Hochwasserabflussbereiche eines (HQ300) mit kommunalen 

Straßendaten wurde das potenzielle Schadensausmaß ermittelt und nach Straßentypen, 

Gemeinden und Bezirken unterteilt. 

Die Ergebnisse zeigen das die räumliche Verteilung des Schadenspotenzials ungleich 

verteilt ist. Besonders stark betroffen wären Bezirke entlang der Donau und anderer 

Fließgewässer, während höhergelegene Regionen geringere Risiken aufweisen. Die 

errechneten Neubaukosten verdeutlichen, dass einzelne Bezirke das durchschnittliche 

Schadenspotenzial Niederösterreichs deutlich übersteigen. 

Die Arbeit soll einen Beitrag zur Diskussion leisten für die Berücksichtigung des Restrisikos 

von HQ300-Ereignissen in Raumplanung und Katastrophenvorsorge. Sie unterstreicht die 

Notwendigkeit, auch seltene, jedoch folgenschwere Extremereignisse in strategische 

Planungs- und Schutzmaßnahmen einzubeziehen. 

 

 

 

 

 



  
II 

Abstract (EN) 

This thesis investigates the potential extent of damage from a 300-year flood (HQ300) to 

municipal road infrastructure in the municipalities of Lower Austria. The aim is to analyze, 

based on publicly accessible data sources, the spatial distribution of affected areas and the 

associated new construction costs. 

The methodology uses a GIS-based analytical procedure to identify potentially 

infrastructure at-risk and then evaluate it economically. 

The analysis draws on hazard and risk maps in accordance with the EU Floods Directive, 

data from the Federal Office of Metrology and Surveying, and cost data from the Lower 

Austrian Infrastructure Cost Calculator (NIKK). In addition, damage reports from the Lower 

Austrian state administration were evaluated. By intersecting the flood inundation areas of 

an HQ300 event with municipal road data, the potential extent of damage was determined 

and disaggregated by road types, municipalities, and districts. 

The results show that the spatial distribution of damage potential is uneven, as expected. 

Districts along the Danube and other watercourses would be particularly affected, whereas 

higher-lying regions exhibit lower risks. The calculated new construction costs indicate that 

certain districts markedly exceed the average damage potential for Lower Austria. 

This study aims to contribute to the discussion on taking into account the residual risk of 

HQ300 events in spatial planning and disaster preparedness. It underscores the need to 

include rare yet consequential extreme events in strategic planning and protective 

measures. 
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1 Einleitung  

Der Klimawandel ist im Gang und erhöht das Risiko für Extremwetterereignisse. Experten 

sind sich einig, dass in Europa das Risiko für Überschwemmungen und Überflutungen im 

Inland zunimmt, und so auch das Risiko für die Infrastruktur, Wirtschaft und Bevölkerung in 

den Regionen (IPCC, 2023, S.76). 

Natürlich werden solche Ereignisse seit Jahrzehnten von Expertinnen und Experten 

analysiert, kategorisiert und im Idealfall vorhergesagt. Dennoch werden Vorhersagen im 

Zuge des Klimawandels immer schwieriger. Faktoren wie der Rückgang der Gletscher 

durch deren kontinuierliches Abschmelzen führen beispielsweise dazu, dass sich Flüsse, 

ihr Lauf und ihr Fließverhalten verändern. Auch eine sich ändernde Schneefallgrenze kann 

hier Einfluss auf das Ausmaß und den Verlauf eines Hochwassers nehmen (Habersack et 

al., 2015, S. 94).  

In Niederösterreich sind die Raumplanung und das Baugesetz hauptsächlich auf den 

Schutz vor einem 100-jährigen Hochwasser (HQ100) ausgelegt. Die wichtigsten 

Bestimmungen in Bezug auf Hochwasserschutz sind im NÖ-Raumordnungsgesetz und in 

der NÖ-Bauordnung verankert. Hier sind hauptsächlich die Widmung von Bauland, 

Anforderungen an die Konstruktion von Gebäuden und Sicherheitsmaßnahmen geregelt 

(Land Niederösterreich, 2015, S. 17).  

Was für Schäden und Kosten würden jedoch entstehen, wenn es zu einem Hochwasser 

kommt, das nach statistischer Auftrittswahrscheinlichkeit nicht alle 100 Jahre auftritt, wie 

bei einem HQ100, sondern nur alle 300 Jahre? Ein solches Ereignis übersteigt das Ausmaß 

eines HQ100 und wird als HQ300 definiert. (BMLRT, 2021, S.27) 

Der potenziell betroffene Bereich eines 300-jährlichen Hochwasser (HQ300) wird im NÖ-

Raumordnungsgesetzt allgemein als Restrisiko behandelt. Dadurch werden die von einem 

HQ300 möglicherweise überschwemmten Gebiete nicht für die Widmung von Bauland mit 

hohem Gefahrenpotenzial (z. B. Industriegebiete) berücksichtigt (Land Niederösterreich, 

2015, S. 18). Allerdings gilt diese Beschränkung nicht automatisch für andere allgemeine 

Anlagen.  

Das letzte Hochwasserereignis, welches mit einem HQ300 vergleichbar wäre, ereignete 

sich laut aktueller Datenlage im Jahre 1501. Dieses Ereignis wird von Experten und 

Expertinnen als außergewöhnliches Extremereignis klassifiziert, da nie höhere 

Abflussmengen an Wasser gemessen wurden (ICPDR, 2014, S.9).   
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Fachleute sind sich einig, dass der Klimawandel weiter voranschreiten wird, und die damit 

einhergehenden Klimaveränderungen, das Hochwasserrisiko weiter erhöhen werden 

(IPCC, 2023, S.76). Schon 2010 stellten Forschende fest, dass die Risikobewertungen 

laufend aktualisiert werden sollten, um den dynamischen Entwicklungen, die der 

Klimawandel mit sich bringt, standhalten zu können. Ansonsten könnte der Schaden an 

Leben und Eigentum enorm sein (Bouwer et al., 2010, S. 464). 

Da das letzte HQ300 bereits mehr als 500 Jahre zurückliegt, ist es nachvollziehbar, dass 

Kosten und Aufwand gespart werden, und die meisten Bauprojekte daher nur auf ein 

HQ100 ausgelegt werden. Genau diese Entscheidung wirft jedoch die Frage auf, ob es auf 

lange Sicht nicht ratsam wäre, auch das Restrisiko eines HQ300 zu beachten. Sollten 

beispielsweise Bauwerke in einem Gebiet errichtet werden, welches zwar auf ein HQ100 

vorbereitet ist, nicht jedoch für ein HQ300, so könnte es im Fall von letzterem zu massiven 

wirtschaftlichen Schäden, unbeschreiblichen Verwüstungen und vor allem zu 

unvorstellbarem Menschlichen Leid kommen. Alles Schäden, die durch Beachtung des 

Restrisikos vielleicht minimiert oder sogar verhindert werden könnten. Wäre das Wissen 

um die Kosten für Land und Gemeinde eines solchen HQ300 vorhanden, so könnte dies 

ein schlagendes Argument für die Verschärfung der bestehenden Regelungen sein. 

Dieser Gedanke war die Grundidee dieser Arbeit. In dieser Masterarbeit soll dargestellt, 

analysiert und beleuchtet werden, wie wohl das Schadensausmaß und dessen Verteilung 

in Bezug auf die Infrastruktur Niederösterreichs aussähe. Um den Rahmen der Analyse 

nicht zu sprengen, werden, wenn in dieser Arbeit von Infrastruktur gesprochen wird, nur 

Straßen in Gemeindeeigentum als Infrastruktur deklariert. 

Da es zu dieser Thematik bisher keine Analyse zu gibt, versucht der Autor mit dieser 

empirischen Arbeit Antworten auf die sich stellenden Fragen zu geben, welche im 

Folgekapitel näher beleuchtet werden. 

Im Zuge dieser Arbeit wird zur leichteren Nachvollziehbarkeit ausschließlich die Zitierweise 

APA7 verwendet. 
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2 Forschungsfragen und Hypothesen 

2.1 Forschungsfragen 

FF1: In welchem Umfang lassen sich mit öffentlich zugänglichen Vektordaten überflutete 

Flächen und betroffene Infrastruktur in Gemeindeeigentum in Niederösterreich 

identifizieren, und wie ist deren räumliche Verteilung? 

Die erste Forschungsfrage, welche dieser Arbeit als Basis dient, widmet sich der Frage, ob 

und in welchem Ausmaß es möglich ist mit rein öffentlich zugänglichen Daten eine Analyse 

der überfluteten Flächen und Infrastruktur in Niederösterreich abzubilden, sowie diese auf 

deren Verteilung hin zu analysieren.  

FF2: Wie hoch sind die Neubaukosten der potenziell überfluteten Infrastruktur in 

Gemeindeeigentum in Niederösterreich, und wie sieht die zu erwartende 

Schwankungsbreite dabei aus? 

Im Zuge der Beantwortung der zweiten Forschungsfrage sollen die Neubaukosten der 

potenziell überfluteten Infrastruktur im Falle eine HQ300 eruiert werden.  

FF3: Welche Bezirke weisen im Vergleich ein überdurchschnittlich hohes 

Schadenspotenzial bei einem HQ300 auf in Bezug auf die in Eigentum der Gemeinde 

stehende Infrastruktur? 

Als dritte Forschungsfrage soll geklärt werden, ob es Bezirke mit einem verhältnismäßig 

höheren Schadenspotential gibt als andere Bezirke und deren Gemeinden, im Falle eines 

HQ300 in Niederösterreich.  

FF4: Wie verteilt sich das potenzielle Schadensausmaß bei einem HQ300 geografisch auf 

die in Gemeindeeigentum befindliche Infrastruktur innerhalb der Bezirke im Raum 

Niederösterreich? 

Zum Schluss soll für die vierte und letzte Forschungsfrage die Verteilung möglicher 

Hochwasserschäden bei einem HQ300 innerhalb der Bezirke im Niederösterreich 

analysiert werden.  
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2.2 Hypothesen 

H1: Mit rein öffentlich zugänglichen Vektordaten lassen sich der Großteil der überfluteten 

Flächen und ein signifikanter Anteil der betroffenen Infrastruktur in Niederösterreich bei 

einem HQ300 identifizieren, wobei diese räumlich ungleich verteilt sind. 

Die erste Hypothese steht in Zusammenhang mit der ersten und letzten beiden 

Forschungsfragen: Zum einen wird erwartet, dass eine aussagekräftige Analyse durch 

öffentlich zugängliche Daten möglich ist, zum anderen kann davon ausgegangen werden, 

dass entlang des Donaustroms und anderen Flüssen mehr Infrastruktur betroffen ist als 

abseits von Fließgewässern. Gemeinden, die direkt an der Donau angrenzen, wären somit 

stärker betroffen als jene abseits von Flüssen und Bächen. Auch innerhalb der Bezirke und 

Gemeinden würden sich die betroffenen Regionen wohl ungleich verteilen, da jene 

Abschnitte nah an Fließgewässern stärker betroffen wären als jene auf erhöhten Gebieten 

abseits vom Wasser.  

H2: Bei einem HQ300 in Niederösterreich übersteigen die Neubaukosten der potenziell 

überfluteten Infrastruktur bei einzelnen Bezirken das durchschnittliche Schadenspotenzial 

für den Raum Niederösterreich, mutmaßlich jene, welche am Donaustrom liegen. 

Diese Hypothese ist mit FF2 und FF3 verbunden, da hier eine Schätzung in Bezug auf das 

Schadenspotenzial abgegeben wurde, da davon auszugehen ist, dass einzelne Bezirke 

durch ihre Gemeinden mit direkter Lage an Fließgewässern wesentlich stärker betroffen 

sein werden als Gemeinden in höheren Lagen.  
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3 Methodik 

Das methodische Vorgehen dieser Arbeit orientiert sich am klassischen Konzept der 

integrativen Risikobetrachtung für Naturgefahren (Zischg et al., 2002). Dieses umfasst die 

Schritte: 

1. Systemabgrenzung und Beschreibung 

2. Gefahrenbeurteilung 

3. Erhebung des möglichen Schadenspotentials  

4. Kombination beider Ebenen zur Risikobewertung/Risikoanalyse 

Es ist an dieser Stelle wichtig zu betonen, dass man sich bei der Erstellung dieser Arbeit 

an den oben genannten Schritten orientierte, jedoch nicht jeder Schritt genauso erfolgte. 

Der Grund dafür ist: 

Diese Arbeit konzentriert sich auf den möglichen Schaden eines HQ300 (Neubau). Es wird 

hier allein der potenzielle Schaden berechnet. Es wird daher eine Analyse des potenziellen 

Schadens in Schritt 4 durchgeführt, anstatt einer Risikoanalyse. Geringfügige 

Abänderungen waren notwendig, da das Ziel dieser Arbeit keine Risikoanalyse war. Dieses 

Vorgehen zeigte sich als zielführend.  

Für die Umsetzung dieser Schritte wurde ein GIS-basiertes Analyseverfahren gewählt, das 

mit ökonomischen Bewertungen kombiniert wurde. Diese integrative Vorgehensweise 

orientierte sich an Jha et al. (2012), die betonen, dass ein wirksames Management von 

Hochwasserrisiken sowohl technische als auch sozio-ökonomische Aspekte 

berücksichtigen muss. 

 

3.1 Literaturrecherche  

Zu Beginn dieser Arbeit erfolgte eine umfassende Literaturrecherche. Dabei wurden 

grundlegende Konzepte des Hochwasserrisikomanagements herangezogen. Unter 

anderem die Arbeiten von Jha et al. (2012), Merz et al. (2010) und De Bruijn (2005) dienten 

hierbei als Vorbilder. Thieken et al. (2016) lieferte Beispiele für empirische Analysen, die 

als methodische Orientierung dienten. Diese Literatur bildete die theoretische Grundlage 

für die in dieser Arbeit gewählte Vorgehensweise. 
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3.2 Datensuche und Datenbeschaffung 

Zur Beantwortung der Forschungsfrage wurden die erforderlichen Datensätze systematisch 

recherchiert, geprüft und für die Analyse aufbereitet. Priorität hatten amtliche, frei 

zugängliche Daten sowie verwaltungsinterne Ergänzungsdaten. Die Auswahl erfolgte nach 

räumlicher Abdeckung (Niederösterreich), fachlicher Eignung (Hochwassergefährdung, 

Infrastruktur, Kosten), Aktualität/Version und lizenzrechtlicher Nutzbarkeit. Die 

ausführlichen Quellenporträts folgen in Kapitel 5.1. 

Öffentliche Gefahren- und Basisdaten:  

Die Hochwassergefährdung wurde primär über HORA (HQ-Szenarien) abgebildet. Als 

hydrologische Referenz dienten Daten der WISA (Pegel/Abfluss). BEV-Grundlagen (v. a. 

Verwaltungsgrenzen) stellten den topografisch-administrativen Bezugsrahmen bereit. 

Zusätzlich wurden über data.gv.at verfügbare Vektordaten zu Hochwassergefahrenkarten 

für das Untersuchungsgebiet einbezogen. Basemap.at wurde als homogene 

Hintergrundkarte genutzt und unterstützt die visuelle Prüfung der Ergebnisse. Die 

Wildbach- und Lawinenverbauung (WLV) bildet den rechtlich-fachlichen Rahmen für 

Gefahrenzonenpläne und diente als institutionelle Referenz (WISA, O.J.; Republik 

Österreich, 1930a, S. 2; Republik Österreich, 1930b, S.1; Republik Österreich, 1975, S. 5f.; 

BKA, 2016). 

Infrastruktur- und Kostendaten: 

Für die Berechnung des Schadens an Verkehrsinfrastruktur in Gemeindeeigentum wurde 

das GIP-Straßennetz herangezogen, welches unter www.gip.gv.at für jede Person zum 

Download zur Verfügung steht. Zur monetären Bewertung kamen Kostenkennwerte des 

Niederösterreichischen Infrastruktur-Kosten-Kalkulators (NIKK) zum Einsatz. Dieser 

ermöglicht eine standardisierte Wiederherstellungs-/Schadenskosten-Berechnung je 

Objektkategorie (Amt der NÖ Landesregierung et al., 2020). 

Zusätzliche Schadensdaten (auf Anfrage): 

Von der Abteilung Landwirtschaftsförderung der NÖ Landesregierung wurden geschätzte 

und tatsächliche Schadensdaten 2006–2020 bereitgestellt (u. a. Datum, Gemeinde, 

Objektkategorie, Schadenshöhe). Diese Datensätze dienten zur Plausibilisierung der 

Modellierung und zur Eruierung von Schwankungsbreiten hinsichtlich der Neubaukosten. 

Ein Auszug dieser zur Verfügung gestellten Daten findet sich in Anhang 1. 
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3.3 Datenaufbereitung 

Alle für die Analyse verwendeten Datensätze wurden in QGIS in eine einheitliche 

Arbeitsumgebung übernommen, hinsichtlich Struktur und Inhalt harmonisiert und für das 

Untersuchungsgebiet Niederösterreich zugeschnitten. Dazu gehörten: 

• der Import der Vektordaten aus HORA/WLV-Gefahrenkulissen (HQ-Szenarien), 

BEV-Grundlagen (v. a. Verwaltungsgrenzen, Verkehrsgraph), basemap.at als 

Hintergrund sowie das GIP-Straßennetz 

• die Vereinheitlichung des Attributschemas (einheitliche Feldnamen/Einheiten)  

• die Bereinigung von Null- und Fehlwerten sowie Dubletten 

Für die räumliche Auswertung wurden die Flächen auf ein HQ300-Szenario gefiltert und zu 

einer konsistenten Kulisse zusammengeführt, die Infrastruktur-Layer für die spätere 

Flächen- bzw. Längenberechnung vorbereitet und die Aggregationsschlüssel für 

Gemeinden/Bezirke hinterlegt. Die BEV-Straßendaten („VER_1100_STRASSE_L“) liefern 

u. a. den Straßentyp (F_NAME) und die Verwaltungszuordnung (z. B. Bezirk „PB“, 

Gemeinde „Name“) und dienten – nach Verschneidung – als Grundlage für die m²-

Auswertung in den Überflutungsbereichen. Sämtliche Arbeitsschritte wurden so organisiert, 

dass die späteren Tabellenexporte (Attributtabellen der Verschneidung) unmittelbar in 

Excel weiterverarbeitet werden konnten (Pivot-Auswertung nach Bezirk, Straßentyp, 

Fläche). 

 

3.4 Anwendung des Konzepts  

Das methodische Vorgehen orientierte sich am klassischen Konzept der integrativen 

Risikobetrachtung für Naturgefahren wie bei Zischg et al. (2002), wie bereits zuvor erwähnt 

(Systemabgrenzung, Gefahrenbeurteilung, Erhebung des Schadenspotenzials und 

Kombination der Ebenen). Jedoch hier mit einer gezielten Anpassung beim letzten Schritt: 

Anstelle einer vollständigen Risikobewertung steht die Analyse des potenziellen Schadens 

im HQ300-Szenario (Neubau) im Vordergrund. Konkret wurden Untersuchungsraum und 

Schutzgut definiert (Niederösterreich, kommunale Straßeninfrastruktur), die Gefährdung 

über HQ-Karten (HQ300) abgebildet, das Schadenspotenzial über Flächen/Längen der 

betroffenen Objekte bestimmt und letztendlich wirtschaftlich bewertet. 

Die ökonomische Bewertung basiert auf standardisierten Neubaukosten (NIKK) und 

beschränkt sich bewusst auf Infrastrukturen in Gemeindeverantwortung. Sonderanlagen (z. 

B. Brücken/Tunnel) wurden aufgrund fehlender Kostensätze im NIKK nicht einbezogen. Zur 
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Plausibilisierung und zur Abschätzung einer realistischen Schwankungsbreite wurden 

Schadensmeldungen (2006–2020) des Landes Niederösterreich herangezogen. 

 

3.5 Analyseschritte 

Flächenanalyse und Verschneidung 

Die HQ300-Überflutungsflächen wurden mit den Vektorbeständen der kommunalen 

Straßeninfrastruktur räumlich überlagert (Intersection). Für jede Schnittgeometrie wurden 

die betroffene Fläche (m²) bzw. (bei linienhaften Objekten wie Straßen) die maßgeblichen 

Längen/Flächenanteile ermittelt. Die Attributtabellen der Verschneidung enthalten u. a. 

den Straßentyp (F_NAME), Bezirk (PB), Gemeinde (Name) sowie die berechnete 

Flächenkenngröße und bilden die Grundlage für alle weiteren Auswertungen.  

Attributauswertung und Kostenansatz 

Für die monetäre Bewertung wurden nur Straßentypen berücksichtigt, die in der 

Verantwortung der Gemeinden liegen. Die Flächenanteile je Typ wurden mit den NIKK-

Einheitspreisen verknüpft: im Erhebungszeitraum 165 €/m² für Gehwege und 150 €/m² für 

befahrbare Straßen (Summe aus Unter- und Oberbau; 77 €/m² + 73 €/m²). Sonderanlagen 

(Brücken/Tunnel) sind vom NIKK nicht abgedeckt und daher ausgenommen.  

Aggregation und Darstellung 

Die resultierenden Tabellen wurden nach Bezirk, Gemeinde und Straßentyp aggregiert 

und in Excel-Pivot-Tabellen zusammengefasst. Dazu zählen auch prozentuale 

Verteilungen und Rangfolgen (Hotspots) sowie grafische Übersichten. Diese Systematik 

wurde zunächst am Beispiel Bezirk Tulln demonstriert und anschließend auf ganz 

Niederösterreich übertragen.  

Plausibilisierung und Unsicherheiten 

Zur Plausibilisierung der Größenordnungen wurden die modellierten Neubaukosten mit 

den Schadensmeldungen 2006–2020 verglichen. Die daraus abgeleitete 11 %-

Abweichung diente als Schwankungsbreite bei der Ergebnisinterpretation (z. B. 

Bandbreitenangabe in der Diskussion). Die räumliche Ergebnisdarstellung (z. B. Anteile 

nach Bezirk/Straßentyp) zeigt die erwartete Konzentration entlang großer Fließgewässer. 
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4 Definitionen 

In diesem Kapitel werden die relevantesten Begriffe des Hochwassermanagements 

definiert. Dazu wird das rechtliche Rahmenwerk erläutert, sowie einige kontextbezogene 

Begrifflichkeiten, die für das weitere Verständnis diese Arbeit von Bedeutung sind, erklärt. 

 

4.1 EU-Hochwasserrichtlinie 

Seit 2007 gilt im EU-Raum die EU-Hochwasserrechtlinie. Diese sieht vor, dass jedes EU-

Land ein Hochwasserrisikomanagement implementiert (Europäische Union, 2007).  

In Österreich wurden die Richtlinien der EU-Hochwasserrichtlinie bereits im 

Wasserrechtsgesetz (WRG) von 1959 umgesetzt, welches drei Arbeitsschritte vorsieht:  

1. Durchführung einer vorläufigen Bewertung des Hochwasserrisikos  

2. Erstellung von Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten  

3. Erstellung eines Hochwasserrisikomanagementplans (Republik Österreich, 1959)  

 

Für diese Arbeit ist der zweite Arbeitsschritt, die Erstellung von Hochwassergefahrenkarten 

und Hochwasserrisikokarten von Bedeutung, da hier die Gefahren-, sowie 

Hochwasserrisikoarten thematisiert werden, genauso wie deren Erstellung. Diese Karten 

beziehen sich auf die Auftretenswahrscheinlichkeit von Hochwasserereignissen und weisen 

die möglichen Überflutungsflächen eines 30-, 100-, oder 300-jährigen Hochwasser aus. 

Laut EU-Hochwasserrichtlinie sind diese Karten regelmäßig zu aktualisieren und den 

Bürgern öffentlich zugänglich zu machen (BMLRT, 2021, S. 9-11). 

In Österreich geschieht dies über die zentrale Plattform von WISA (Wasser 

Informationssystem Austria) und HORA (Natural Hazard Overview & Risk Assessment 

Austria). Dort finden die Bürger und Bürgerinnen Datenabfragen und Auswertungen, 

welche im Rahmen des österreichischen Wasserrechtsgesetz erstellt wurden, sowie Karten 

von möglichen Überflutungsflächen bei unterschiedlicher Auftretenswahrscheinlichkeit 

(WISA, o. J.).   

Für die vorliegende Arbeit wurden die Daten, welche aufgrund des österreichischen 

Wasserrechtsgesetzes gesammelt wurden, als Grundlage herangezogen.  
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4.2 Hochwasser 

„Hochwasser“: zeitlich beschränkte Überflutung von Land, das normalerweise nicht mit 

Wasser bedeckt ist. Diese umfasst Überflutungen durch Flüsse, Gebirgsbäche, zeitweise 

ausgesetzte Wasserströme im Mittelmeerraum sowie durch in Küstengebiete 

eindringendes Meerwasser; Überflutungen aus Abwassersystemen können ausgenommen 

werden.” (Europäische Union, 2007, S. 29) 

Hochwasser sind natürliche Prozesse, die in der Natur eine wichtige ökologische Funktion 

haben. Wie Hochwasser entstehen und wie stark ihre Intensität ausfällt, hängt von 

verschiedenen Faktoren und deren Auswirkungen aufeinander ab. Oft entstehen sie als 

Folge von langanhaltendem und großflächigem Dauerregen, Schneeschmelze, oder durch 

kurzeitige Starkniederschläge (BMNT, 2018, S.3; UBA, 2006, S. 8). 

Des Weiteren sind die Eigenschaften des Einzugsgebiets eines Flusses ebenso relevant 

für die Entwicklung und Dynamik eines Hochwassers. Vor allem die Form des 

Einzugsgebiets ist dabei entscheidend: In kompakten, rund geformten Einzugsgebieten 

erreicht das Wasser nahezu zeitgleich den Fluss, wodurch eine steile und kurze 

Hochwasserwelle entsteht. Dagegen führt ein langgestrecktes Einzugsgebiet, wo 

beispielsweise die einzelnen Gewässer nur nach und nach in den Fluss münden, dazu, 

dass sich die Wassermassen zeitlich verteilen und sich eher eine flachere, länger 

anhaltende Hochwasserwelle entwickelt (UBA, 2006, S. 9). 

Eine Sturzflut wiederum ist eine spezielle Form des Hochwassers. Wenn eine 

Überschwemmung mit einem hohen Spitzenabfluss von kurzer Dauer ist, bei der die 

Zeitspanne zwischen dem beobachtbaren ursächlichen Ereignis und der 

Überschwemmung weniger als vier bis sechs Stunden beträgt, so wird dies als Sturzflut 

bezeichnet (WMO & UNESCO, 2012, S. 123). 

 

4.3 Fluviale Hochwasser 

“high water - rise, usually brief, in the water level of a stream or water body to a peak from 

which the water level recedes at a slower rate.” (WMO & UNESCO, 2012, S. 124) 

Ein fluviales Hochwasser wird durch die Wahrscheinlichkeit, Intensität und hoher 

Flussabflüsse bestimmt.  (Merz et al., 2010, S. 509). 
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Es ist für Fluviale Hochwasser charakteristisch, dass sie meistens durch einen kurzen 

Anstieg des Wasserspiegels eines Fließgewässers entstehen. Der Pegel steigt an, bis zu 

einem Höchstwert und sinkt wieder langsam von diesem ab. Der Begriff „Fluvial“ zeigt im 

Namen an, dass es einen eindeutigen Zusammenhang mit Fließgewässern in Bezug auf 

das Hochwasser gibt. Flussüberschwemmungen können in Fluss- und Einzugsgebieten 

entstehen. Meistens treten Überschwemmungen in Flusstälern, in 

Überschwemmungsgebieten, oder in Schwemmgebieten auf, wenn durch Strömung die 

Kapazitäten des Flussbettes überstiegen werden und das Wasser über die natürlichen Ufer 

oder künstliche Dämme tritt. (Fernandez, 2015, S. 9). 

Fluviale Hochwasser entstehen zumeist in Folge von Dauerregen, der sich über ein großes 

Gebiet erstreckt, oder durch kurze massive Starkregenereignisse (Kundzewicz et al., 2005, 

S. 169). 

 

4.4 Gefahren- & Risikokarten 

Gefahren und Risikokarten zeigen die räumliche Ausdehnung unterschiedlicher 

Hochwasserszenarien und helfen bei der Risikoabschätzung. Diese Karten tragen 

erheblich zur Erhöhung der Resilienz gegen Hochwasser, insbesondere in städtischen 

Gebieten, bei. Sie sind daher von immenser Bedeutung in der Vorbereitung auf, und in der 

Schadensbegrenzung von Hochwasserereignissen jeglicher Art, wie auch Jongman et al. 

betonen (2012). 

Im Zuge der Umsetzung und Befolgung der EU-Hochwasserrichtlinie, Richtlinie 

2007/60/EG über die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken, wurden 

mehrere Kartenwerke erstellt, die jeweils unterschiedliche Schwerpunkte haben 

(Europäische Union, 2007, S. 27). 

Schon § 55k WRG schreibt vor, dass zusätzlich zu den Hochwassergefahrenkarten auch 

Hochwasserrisikokarten erstellt und in bestimmten Zeitabständen aktualisiert werden 

müssen, um ein aktuelles Bild des Risikos zu gewährleisten (Republik Österreich, 1959, S. 

47f.). 

Diese wurden der Bevölkerung als Onlinekarten über das Wasserinformationssystem 

(WISA) zur Verfügung gestellt werden. Ziel ist es, dass die Bevölkerung sich dadurch 

selbstständig über Hochwassergefährdung ihrer Liegenschaften und Eigentums 
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informieren kann. Die Bereitstellung dieser Daten über das Internet soll dafür sorgen, dass 

die eigenständige Informierung über Gefährdung und Risiko für die Bevölkerung so einfach 

wie möglich wird (BMLRT, 2021, S. 53f.). 

 

4.4.1 Hochwassergefahrenkarten 

Es gibt drei Datengrundlagen, die für die Erstellung von Gefahrenkarten im 

Hochwasserbereich als essenzielle Datensätze herangezogen werden, und/oder die 

rechtlichen Rahmenwerke dafür liefern:  

• Gefahrenzonenplanungen nach §42a Wasserrechtsgesetz (Republik Österreich, 

1959, S. 35) 

• Gefahrenzonenpläne nach §11 Forstgesetz (Republik Österreich, 1975, S. 6) 

• Abflussuntersuchungen der Bundeswasserbauverwaltung (BWV)  

 

Die in QGIS (Quantum Geographic Information System) verwendeten Vektordaten zur 

Darstellung der potenziellen Überflutungsflächen im Szenario eines HQ300 beruhen 

maßgeblich auf den Abflussuntersuchungen der Bundeswasserbauverwaltung (BWV) 

sowie auf den Gefahrenzonenplänen nach dem Wasserrechtsgesetz (§42a WRG) und dem 

Forstgesetz (§11 ForstG). Diese Grundlagen fließen in die Erstellung der 

Hochwassergefahrenkarten ein, wie sie über die Plattformen HORA und WISA der 

Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Damit basiert die räumliche Analyse dieser Arbeit nicht 

auf eigenen Modellierungen, sondern auf staatlich validierten hydrologischen Grundlagen, 

die regelmäßig aktualisiert und überprüft werden. Die anschließende Datenverarbeitung in 

QGIS greift somit auf wissenschaftlich fundierte und gesetzlich verankerte Ausgangsdaten 

zurück (Republik Österreich, 1959, S. 35; Republik Österreich, 1975, S. 6). 

 

Wie häufig ein Ort im Durchschnitt von Hochwassern betroffen sein kann, wird aus diesen 

Karten abgeleitet. Des Weiteren geht aus diesen Karten hervor, welches 

Hochwasserszenario je nach Ortschaft relevant für das Gebiet ist (BMLRT, 2021, S.53).  

 

Diese Zusammenführung an Daten werden in sogenannten Gefahrenkarten angegeben 

und wie folgt definiert: 

 

„Die Gefahrenkarte „Überflutungsflächen“ stellt die räumliche Ausdehnung 

unterschiedlicher Hochwasserszenarien dar. Diese basieren auf der Simulation 
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unterschiedlicher Hochwasserabflusswerte und Hochwassercharakteristika. Da diese 

Parameter je nach Region variieren können, fließen nur detaillierte Modellierungen, die 

auch vor Ort überprüft wurden, in die Karten ein. 

In der Karte sind drei Szenarien mit jeweils unterschiedlichen Wahrscheinlichkeiten 

dargestellt. Neben Hochwasser-Ereignissen mit einer hohen (HQ30) und mittleren 

Wahrscheinlichkeit (HQ≥100), die vergleichsweise häufiger auftreten, sind auch seltene 

Ereignisse dargestellt. Diese Extremereignisse (HQ300) können bestehende 

Schutzanlagen überströmen und zu deren Versagen (wie beispielsweise einem 

Dammbruch) führen.“ (BMLRT, 2021, S. 58) 

 

Eine weitere Möglichkeit, Hochwasserrisiken zu betrachten und Bezeichnungen wie HQ30, 

100 und 300 besser zu verstehen, ist die sogenannte Erlebenswahrscheinlichkeit. Sie 

beschreibt, wie groß die Chance ist, dass eine Person im Laufe ihrer durchschnittlichen 

Lebenszeit mit einem Hochwasser bestimmter Jährlichkeit konfrontiert wird. Je länger die 

Lebenserwartung, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, zumindest einmal ein solches 

Ereignis mitzuerleben (BMLRT, 2021, S.59). 

Beispielhaft zeigt die folgende Übersicht die Wahrscheinlichkeiten für verschiedene 

Lebenserwartungen: 

• Bei 75 Jahren Lebenserwartung: 92 % für ein HQ30, 53 % für ein HQ100, 22 % für 

ein HQ300. 

• Bei 80 Jahren Lebenserwartung: 93 % für ein HQ30, 55 % für ein HQ100, 23 % für 

ein HQ300. 

• Bei 85 Jahren Lebenserwartung: 94 % für ein HQ30, 57 % für ein HQ100, 25 % für 

ein HQ300 (BMLRT, 2021, S.59). 

 

 

4.4.2 Hochwasserrisikokarten 

Zusätzlich zu den Hochwasserkarten müssen laut §55k Wasserrechtsgesetz ebenso 

Hochwasserrisikokarten in regelmäßigen zeitlichen Abständen erstellt werden (Republik 

Österreich, 1959, S. 47f.). 

Die Hochwasserrisikokarten müssen alle Flächen erfassen, die bei Hochwasser 

unterschiedlicher Wahrscheinlichkeit – von seltenen Extremereignissen mit einem 

Wiederkehrintervall von rund 300 Jahren bis zu häufigeren Ereignissen mit 30 Jahren 

Wiederkehrintervall – potenziell überflutet werden können. Für diese Gebiete sind 

insbesondere die betroffenen Gebiete, Wassertiefen bzw. Wasserstände sowie 

gegebenenfalls Fließgeschwindigkeiten oder Abflussmengen darzustellen. Ergänzend 
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müssen die Hochwasserrisikokarten die möglichen nachteiligen Auswirkungen dieser 

Szenarien aufzeigen. Dazu zählen unter anderem die Zahl der potenziell betroffenen 

Einwohner, wirtschaftliche Nutzungen, bestimmte Industrieanlagen und Schutzgebiete, 

Bereiche mit hohem Feststoffeintrag sowie weitere relevante Verschmutzungsquellen 

(Republik Österreich, 1959, S. 47f.) 

Hochwasserrisikokarten sollen für die allgemeine Bevölkerung Risikoinformationen 

laienverständlich darstellen. Für detailliertere Informationen über Überflutungsflächen sind 

die Hochwassergefahrenkarten vorgesehen. Für die Berechnung von potenziell betroffener 

Infrastruktur bei Risikokarten werden in der Regel überregionale und hochrangige 

Infrastrukturen herangezogen. (BMLFUW, 2014a, S. 5ff.). 

Die beschriebenen Beispiele für die Darstellung auf Karten von potenziell betroffener 

Infrastruktur, Anlagen und Gebäude finden sich in Abbildung 1. 

 

4.5 Gefahrenzonenplan 

Der Gefahrenzonenplan nach Wasserrecht wurde gesetzlich im § 42a des 

Wasserrechtsgesetzes verankert. Laut diesem sollen Gefahrenzonenpläne besonders für 

Gebiete mit potenziell signifikanten Hochwasser-Risiko erstellt werden. In der 

Abbildung 1: Legende, Beschreibung Hochwasserrisikokarten (BMLFUW, 2014a, S.12) 
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Wasserrechts-Gefahrenzonenplanung geht man genauer auf die Ausgestaltung, Inhalt und 

Form einer möglichen Überflutung ein. Nach § 42 WRG sollen Gefahrenzonenpläne eine 

Aussage über Überflutungsflächen, deren Gefährdung und voraussichtlichem 

Schadensauswirkung von Hochwässern machen (Republik Österreich, 1959, S. 35.). 

Einer der Verwendungszwecke solcher Gefahrenzonenpläne ist es, als Grundlage für 

schutzwasserwirtschaftliche Maßnahmen herangezogen werden zu können (BMNT, 2018, 

S.30f.). 

Des Weiteren sind Gefahrenzonenpläne nach Wasserrecht als flächenhafte Gutachten eine 

Grundlage für Hochwasserrisikomanagementpläne und Raumplanung und darüber hinaus 

aufschlussgebend über die Gefährdung einer Parzelle (BLFUW, 2014b, S. 1). 

Die Gefahrenzonenplanung besteht aus einem kartografischen, einem textlichen und einem 

Datenteil. Die Ausweisung der einzelnen Zonen erfolgt in der Regel durch unterschiedliche 

farbliche Darstellung (BLFUW, 2014b S. 3).  

Abbildung 2: Beispiel für den Gefahrenzonenplan nach Wasserrecht, Land Kärnten,  
Quelle: BLMFUW, o.J., https://www.bmluk.gv.at/themen/wasser/wasser-
oesterreich/wasserrecht_national/planung/wrg-gzpv.html 
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Im angeführten Beispiel sind rote, gelbe und rot-gelbe Zonen in Abbildung 2 verzeichnet, 

welche Auskunft über die potenziell betroffenen Gebiete geben.  

Jeder Gefahrenzonenplan ist individuell zu bewerten und wird durch seine 

Zeichenerklärung definiert, siehe Abbildung 1 und 2. Im Allgemeinen ähneln sich diese 

Pläne, da sie verschiedenen Typen von Flächen, mittels verschiedener Farben angeben. 

Anhand von Abbildung 2 soll hier gezeigt werden, wie ein Gefahrenzonenplan nach 

Wasserrecht aussehen kann. Zu sehen sind bereits gebaute gefährdete Objekte, welche 

auf der Karte rot verzeichnet sind. Die rote Zone umfasst ein Gebiet, auf dem, durch die 

voraussichtlichen Schadenswirkungen im Falle eines Hochwassers, für eine dauerhafte 

Nutzung durch Bebauung (sein es Straßen oder Häuser), nur mit unverhältnismäßig viel 

Mühen verbunden wäre. Im Allgemeinen lässt sich sagen, dass durch die Darstellung von 

roten und gelben Abschnitten die Intensität der Gefährdung, sowie das Ausmaß an 

betroffenen Flächen dargestellt wird. Rot entspricht hierbei der größten Gefährdung, 

währenddessen im gelben Bereich mit weit weniger Schäden zu rechnen ist. Allerdings 

wäre eine dauerhafte Nutzung des Geländes für den Bau von Wohnhäusern oder für 

Verkehrszwecke aufgrund der bestehenden Gefährdung noch immer beeinträchtigt, 

beispielsweise im Falle eines Dammbruchs (BMLFUW, 2022, S. 26ff.).  

 

4.6 Naturgefahren und Risiko 

Eine Naturgefahr entsteht immer durch ein Naturereignis. Naturereignisse sind zeitlich und 

räumlich abgrenzbare Ereignisse in der Natur, wie beispielsweise starker Schneefall. Wenn 

allerdings durch ein Naturereignis eine potenzielle Gefahr für Menschen, Umwelt, Sach- 

oder Vermögenswerte entsteht, wird daraus eine Naturgefahr (Rudolf-Miklau, 2009, S. 2).  

Risiko im Zusammenhang mit Naturgefahren wird wie folgt verstanden: Es besteht die 

Möglichkeit, dass durch ein Naturereignis ein Schaden entstehen kann. Risiko ist die 

Überschneidung von Gefahr und der Verletzlichkeit von Risikoelementen. Als Gefahr wird  
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ein potenziell gefährlicher Prozess beschrieben, in Intensität und Wahrscheinlichkeit. 

Risikoelemente werden durch Exposition, Anfälligkeit und möglichen Schaden definiert.  

Gefahr beschreibt die Wahrscheinlichkeit und Intensität, während Risiko die Auswirkungen 

von einem Ereignis darstellen sollen. Als Beispiel, wenn Häuser in einem möglichen 

Überflutungsgebiet liegen, spricht man von einer Naturgefahr. Wenn die Möglichkeit 

besteht, dass die Häuser beschädigt werden könnten, spricht man von einem Risiko. Sollte 

tatsächlich ein Schaden eintreten, wird dies als Schadensereignis bezeichnet. (Brombach 

et al., 2013, S. 317; Rudolf-Miklau, 2009, S. 2f.). 

Ein Hochwasserrisiko ist laut Amtsblatt der Europäischen Union, L 288 von 2007 wie folgt 

definiert: 

 „Hochwasserrisiko“: Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines 

Hochwasserereignisses und der Hochwasser bedingten potenziellen nachteiligen Folgen 

auf die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche 

Tätigkeiten.” (Europäische Union, 2007, S.29) 

4.7 Intensität, Häufigkeit & Eintrittswahrscheinlichkeit  

Die Intensität, (im Falle eines Erdbebens) auch Magnitude genannt, beschreibt das Ausmaß 

von Naturgefahren. Das Ausmaß wird in physikalische Prozessstärke und 

Abbildung 3: Modell, Entstehung Risiko (Brombach et al., 2013, S. 317, nach Grünewald 2003 
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Schadensintensität aufgeteilt. Bei einem Hochwasser würde man hier beispielsweise die 

Fließgeschwindigkeit als Prozessstärke, sowie Personen- und Sachschäden als 

Schadensintensität darstellen (Scheid, 2018, S. 39). 

Der Begriff Häufigkeit beschreibt die durchschnittliche Zeitdauer in Jahren, die zwischen 

Naturereignissen gleicher Intensität liegen. In Österreich unterscheidet man daher 

außergewöhnliche Hochwasserereignisse in HQ30, HQ100 und HQ300. Das Verhältnis 

zwischen beobachteten Ereignissen und der Anzahl der möglichen Ereignisse wird als 

Eintrittswahrscheinlichkeit bezeichnet. Statistische Wiederkehrzeiten geben beispielsweise 

die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Starkregenüberflutung an. Die Gefährdung durch ein 

solches Ereignis direkt oder indirekt betroffen zu sein wird erhöht, wenn auch Intensität und 

Eintrittswahrscheinlichkeit zunehmen. An dieser Stelle soll betont werden, dass das 

tatsächliche Ausmaß einer Überschwemmung in Bezug auf betroffene Fläche und Dauer 

immer nur abgeschätzt werden kann (Rudolf-Miklau, 2009, S. 6ff.; Scheid, 2018, S. 12f.). 

 

4.8 Vulnerabilität & Schutzgüter 

Das Wort Vulnerabilität, welches sich aus dem Lateinischen ableiten lässt, bedeutet wörtlich 

übersetzt Verwundbarkeit oder Verletzbarkeit (Lenz, 2009, S. 29). 

Im wissenschaftlichen Konzept kann man Vulnerabilität als allgemeine Anfälligkeit eines 

Objektes gegenüber einer spezifischen Gefahr verstehen. Vulnerabilität bezieht sich auf 

Risikoelemente in einem spezifischen Kontext und ist somit immer objektbezogen. 

Risikoelemente können sich auf unterschiedliche Objekte beziehen, wie beispielsweise, 

Nutzungen, Schutzgüter, oder räumliche Einheiten. Vulnerabilität ist neben der 

Objektbezogenheit auch gefahrenspezifisch. Wenn sich Gefahr in Form von einem 

schädigenden Ereignis manifestiert, wird mit der Vulnerabilität die Auswirkungen des 

Ereignisses dargestellt. Im Bezug darauf, wie mögliche Risikoelemente auf ein Ereignis 

reagieren, ist immer eine gewisse Unsicherheit gegeben. Durch Analysen und Simulationen 

vergangener und zukünftiger Ereignisse können mögliche Auswirkungen besser 

eingeschätzt werden (Lenz, 2009, S. 30; Hellström, 2007, S. 420ff.). 

Räumliche Daten über Schutzgüter können herangezogen werden, um mögliche 

nachteilige Folgen für Gesundheit, Kultur, Umwelt, oder für die Wirtschaft abzubilden. Da 

Schutzgüter vielfältig definiert werden können, je nach Lage und Art des Schutzgutes, kann 

ein sehr breites Spektrum an Schadensarten entstehen (Scheid, 2018, S. 53).  
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In dieser Arbeit definieren sich Schutzgüter als Infrastruktur in Gemeindeverantwortung. 

Diese festzulegen ist von elementarer Bedeutung. Um die Übersicht zu erhalten und den 

Forschungsfragen weiterhin gezielt nachgehen zu können, wird lediglich Infrastruktur in 

Gemeinde-Hand als Schutzgut bezeichnet, da alles Weitere den Rahmen dieser Analyse 

und Arbeit sprengen würde. 

Betroffene Straßenanlagen in Gemeindeeigentum wurden daher als räumliche Variablen 

herangezogen und als Schutzgüter klassifiziert, um den möglichen Schaden bei einem 300-

jährigen Hochwasser zu eruieren. Für die Datengrundlage der Schutzgüter diente die 

österreichische Graphen-Integrationsplattform, kurz GIP genannt. GIP ist ein gemeinsamer, 

österreichweiter Verkehrsgraph, der es online ermöglicht Einsicht in das österreichische 

Straßen- und Schienennetz zu nehmen. Der Verkehrsgraph wird von den einzelnen 

Bundesländern tagesaktuell gehalten und steht als Open Government Datensatz jeder 

Person online unter www.gip.gv.at zu Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.gip.gv.at/
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5  Datenbeschreibung & Schadensdaten 

In diesem Kapitel werden die Daten und deren Quellen, welche für diese Arbeit essenziell 

sind, vorgestellt. Nach Erläuterung der einzelnen Quellen, werden die aufgenommen Daten 

anhand eines Fallbeispiel (Bezirk Tulln) genauer beschrieben. Die detaillierte Auswertung 

bezüglich möglicher Schäden erfolgt zum Schluss.  

Im Zuge der Erstellung dieser Arbeit wurde darauf Wert gelegt, die Analyse möglicher 

Neubaukosten hauptsächlich mit öffentlich zugänglichen Daten zu berechnen. Eine 

Ausnahme ist der Datensatz mit dem Titel: „Schäden im Eigentum der Gemeinde der letzten 

Jahre“. Dieser musste beim Land Niederösterreich in der Abteilung IVW – Gruppe Innere 

Verwaltung, angefragt und zur Verfügung gestellt werden, siehe einen Auszug davon in 

Anhang 1.  

Bei der Schadensbemessung wurden nur Datensätze bezüglich der Infrastrukturen 

verwendet, welche in der Verantwortung der jeweiligen Gemeinden in Niederösterreich 

liegen. Deswegen wird im Verlauf dieser Arbeit, wenn von potenziellem Schaden 

gesprochen wird, immer der Wert eines Neubaus gemeint. Für die Berechnung der 

Neubaukosten, wurden die öffentlichen zugänglichen Daten aus dem NIKK herangezogen. 

Für die Analyse wurden demnach potenzielle Schäden an Infrastruktur außerhalb der 

Gemeinde, Privathaushalte, Räumungskosten oder wirtschaftliche Ausfälle nicht 

berücksichtigt.  

Es war von Beginn an davon auszugehen, dass es Gemeinden in Niederösterreich gibt, 

welche im Falle eine HQ300 wesentlich schwerer betroffen wären als andere. Dies lässt 

sich durch Unterschiede in der Topografie und Lage der Infrastruktur erklären (Ward et al., 

2013, S.1). 

 

5.1 Datenquellen 

Die Daten für die Grundlage dieser Analyse kommen von folgenden Institutionen: 

 

• Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, Projekt 

HORA 

HORA (Natural Hazard Overview and Risk Assessment Austria) ist eine Kooperation 

mehrerer Institutionen, ausgehend von dem Ministerium für Land-, Forst-, Regionen und 
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Wasserwirtschaft mit dem Versicherungsverband Österreich. Das Ziel von HORA ist die 

allgemeine Risikowahrnehmung zum Thema Hochwasser zu verbessern. Erst dadurch 

könnte mehr Raum für Vorsorgemaßnahmen entstehen, so der Gedanke dahinter. Die über 

die Website www.hora.gv.at zugänglichen Daten, welche in Form von Kartendarstellungen 

der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, dienen hierbei der Erstinformation. Auch 

aktuelle Wetterwarnungen werden angezeigt und geben Aufschluss über potenzielle 

Gefährdungen durch Naturgefahren, wobei nicht nur Hochwasser, sondern auch Sturm, 

Hagen, Schneefall oder Erdbeben dazu zählen (WISA, O.J.).  

 

• Wildbach und Lawinenverbauung  

Die Wildbach- und Lawinenverbauung ist eine bundesunmittelbare Dienststelle der 

Republik Österreich. Sie soll die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Schutzes vor 

Naturgefahren im räumlich und qualitativ maximal erzielbaren Rahmen sichern. Zu den 

Aufgaben der Dienststelle gehören unter anderem die Erstellung von Gutachten und 

Stellungnahmen innerhalb von Behördenverfahren. Dies ist für diese Arbeit von besonderer 

Bedeutung, da gemäß § 8 und 11 ForstG 1975, die Erstellung von Gefahrenzonenplänen 

als Grundlage für die Maßnahmen bei der Wildbach- und Lawinenverbauung, für die 

Raumordnung, und für das Bau- und Sicherheitswesen gelten (Republik Österreich, 1975, 

S. 5f.). 

 

• Data.gv 

Die Grundlage für das Datenportal data.gv.at ist die data.gv.at-Kooperationsvereinbarung 

zwischen Bund, Städten, Ländern und Gemeinden. In dieser Vereinbarung wurde 

festgelegt ein gemeinsames Online-Portal zu planen, umzusetzen, in Stand zu halten und 

weiterzuentwickeln. Das Ziel dieses Projektes ist es, auf dem online Portal www.data.gv.at 

offene Verwaltungsdaten und Informationen des öffentlichen Sektors der Allgemeinheit 

zugänglich zu machen.  Basierend auf dem OGD (Open Government Data) Metadaten 

Österreich wird die Website betrieben im Sinne der Transparenz und Sichtbarkeit, und 

somit der Bevölkerung über das Internet zur Verfügung gestellt (BKA, 2016).  

 

• Graphenintegrations-Plattform 

Die Graphenintegrations-Plattform, kurz GIP genannt, wird vom Österreichischen Institut 

für Verkehrsdateninfrastruktur organisiert und betrieben. Die GIP bildet die Grundlage für 

die Bereitstellung von hochwertigen Mobilitätsdaten.  Dazu werden in aktuellen Abständen 

http://www.hora.gv.at/
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von diversen Mitgliedern (ASFINAG, BMK, ÖBB-Infrastruktur, den einzelnen Bundeländern, 

etc.) Infrastrukturdaten gesammelt und im GIP zusammengetragen. Dies soll den 

Behörden, der öffentlichen Verwaltung, und dem gesamten privaten Sektor ermöglichen 

einen Überblick über die österreichische Verkehrsinfrastruktur zu bekommen. Besagte 

Daten und Ergebnisse werden auf der Website www.gip.gv.at der Bevölkerung zur 

Verfügung gestellt.   

 

• Basemap 

Basemap.at ist ein Open Government Data Projekt von geoland.at. Basierend auf den 

Verwaltungs-Geodaten der neun Bundesländer, der Graphenintegrations-Plattform 

(GIP.at), sowie der Länderpartner, den Städten und Gemeinden, wird eine Kartographie 

des gesamten österreichischen Staatsgebietes als Open Data online zur Verfügung gestellt.  

Die Karten zeigen homogen und flächendeckend ganz Österreich und werden im 2-Monats-

Rhythmus vollautomatisch auf Basis der bei den Partnern vorliegenden Geodaten 

aktualisiert, und sind auf der Website www.basmap.at abrufbar.  

 

• NIKK 

Um den monetären Fluss an Ein- und Auszahlungen in Bezug auf Siedlungsentwicklungen 

im Laufe der Zeit abschätzen zu können, hat das Land Niederösterreich den 

Niederösterreichische Infrastruktur Kosten Kalkulator, kurz NIKK, ins Leben gerufen. Diese 

Online-Fachanwendung steht kostenlos zur Verfügung, wobei der NIKK vor allem von 

Gemeinden und Planern und Planerinnen genutzt wird. Der NIKK ist vorrangig für jene von 

Nutzen, die Fachwissen und praktische Erfahrung in der Raumplanung vorweisen können. 

Vor allem für die strategische Gemeindeentwicklung der Zukunft wird er als nützliches Tool 

angesehen. Mit seiner Hilfe werden künftige Entwicklungen vorhergesagt, wie etwa die 

Flächennutzung oder wachsende Bevölkerungszahlen, wodurch bewusst Schwerpunkte für 

die Zukunft gesetzt werden können. Ziel der Einführung des NIKKS ist es, den Gemeinden 

eine bodensparende und vorausschauende Gemeindeentwicklung zu ermöglichen, indem 

viele verschiedene Faktoren beachtet werden können. Zu diesen Faktoren gehört 

beispielsweise auch die Frage nach möglichen Leerständen, generelle Bestände, aber 

auch die verschiedenen Planungsvarianten wie Verdichtung oder Neuerschließung von 

Gelände. Ebenso kann die Nutzung der Flächen, dank vordefinierter Anwendungsfälle, 

aufgezeigt und modelliert werden. So kann zwischen privater Wohnungsnutzung, 

gewerblicher, bzw. betrieblicher und gemischt genutzter Bereiche unterschieden werden 

(Amt der NÖ Landesregierung et al., 2020).  

http://www.gip.gv.at/
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• NÖ Landesregierung Abteilung Landwirtschaftsförderung 

Im Gegensatz zu den bereits genannten Quellen, wurden hier die notwendigen Daten, erst 

durch Anfrage zur Verfügung gestellt. Dabei handelt es sich um die geschätzten und 

tatsächlich entstandenen Schäden durch Naturereignisse in Niederösterreich, zwischen 

2006 und 2020. Die Abteilung Landwirtschaftsförderung der niederösterreichischen 

Landesregierung ist unter anderem für die Bewertung von Katastrophenschäden an 

Gemeinde- und Privatstraßen sowie an landwirtschaftlichen Flächen und Anlagen 

zuständig. Durch die geschätzten und tatsächlichen Kosten wurde für diese Arbeit versucht 

eine Schwankungsbreite für die möglichen Neubaukosten zu eruieren. Ein Auszug dieser 

Daten ist in Anhang 1 zu sehen. 

 

• Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen (BEV) 

Alle Karten, Daten und Ergebnisse der Vermessungsämter sind über die Website der BEV 

abrufbar unter bev.gv.at., und stehen somit allen Bürgerinnen und Bürgern online zur 

Verfügung.  Die rechtliche Grundlage für die Aufgaben dieses Bundesamtes sind im 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) festgehalten und auf deren Website nachzulesen. Maß, 

Eich- und Vermessungswesen sind laut Gesetzeslage daher sowohl in Sachen 

Gesetzgebung und Durchsetzung Sache des Bundes. Somit zählen zu den gesetzlichen 

Aufgaben des Vermessungsamtes die Erhaltung und Aktualisierung des Festpunktfeldes, 

Erstellung der Kataster, Grenzvermessung und Planerstellung (Republik Österreich, 1930a, 

S. 2; Republik Österreich, 1930b, S.1). 

Als von den Vermessungsämtern öffentlich geführte Einrichtung, ist ein Kataster zum 

verbindlichen Nachweis der Grenzen und Aufzeigung tatsächlicher Grundstückverhältnisse 

zu definieren. Der Kataster umfasst viele unterschiedliche Daten: Pläne, Luftbilder, 

Koordinatenverzeichnisse, die Katastralmappe, welche eine zeichnerische Darstellung der 

Grundstücke zeigt, sowie das Grundstückverzeichnis. Dieses ist von besonderer 

Bedeutung, da im Grundstücksverzeichnis nicht nur die Fläche, sondern auch die Art der 

Benützung und deren Abschnitte festgehalten werden, genauso wie die Größe dieser 

(Justizministerium, o. J.). 
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5.2 Datenbeschreibung 

5.2.1 Vektor Datenformate 

Die Generierung der benötigten Daten für diese Masterarbeit besteht aus zwei Teilen: 

Zuerst mussten mehrere Karten in einem Vektor-Datenformat zusammengefasst werden, 

hierfür wurde ausschließlich mit Karten gearbeitet welche als Datenformat SHP-Files zur 

Verfügung standen. Als nächster Schritt wurden die verschiedenen Karten verschnitten. 

Dadurch sollte die betroffene Infrastruktur bei einem HQ300 ermittelt werden. Die dadurch 

entstanden tabellarischen Daten wurden anschließend auf ihre Beschaffenheit analysiert. 

Als Grundkarte für einen Überblick und um die Daten der Infrastruktur aus GIP 

nachzuprüfen, wurde die Vektor-Karte von basemap.at benützt. Dies ist in Abbildung 4 zu 

sehen. Die Layer-Eigenschaften dieser Vektordaten dazu sind in Anhang 5 ersichtlich.   

 

Um die möglichen Überflutungsflächen eines HQ300 darzustellen, wurden die vom Open 

Government Portal basemap.at zur Verfügung gestellten Pläne des Gefahrenzonenplanes 

und der Hochwasserabflussbereiche des Landes Niederösterreich verwendet. Die Layer-

Eigenschaften dieser Vektordaten sind in Anhang 4 ersichtlich. Es wurden zwei Karten für 

die Überflutungsfläche gewählt, um diese gegenseitig abzugleichen.   

Abbildung 4: Visualisierung der Vektorkarte von Krems an der Donau in QGIS (Datenquelle: 
Basemap) 
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In Abbildung 5 ist ein Beispiel aus QGIS zu sehen, in welchem der blaue Bereich die 

mögliche Überflutungsfläche anzeigt. Für die Darstellung des Straßennetzes wurden auf 

Daten des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen zurückgegriffen. Um die Fläche 

möglicher überfluteter Infrastruktur zu berechnen, wurde das Digitale Landschaftsmodell 

des Bundes mit dem Namen VER_1100_Strasse_L (Datensatz) herangezogen, dessen 

Visualisierung in Abbildung 5 zu sehen ist. Die Layer-Eigenschaften dieser Vektordaten 

sind in Anhang 6 ersichtlich.  Letztendlich soll eine detaillierte und aufschlussreiche 

Visualisierung entstehen, wie sie in Abbildung 6 zu sehen ist.  

Um die Überfluteten Straßen den jeweiligen Gemeinden und Bezirke zuzuordnen zu 

können, brauchte es eine Karte der einzelnen Verwaltungsgrenzen. Hierfür wurden die vom 

Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen öffentlich zugänglichen 

Verwaltungsgrenzen-Karten von Niederösterreich benutzt, die als Open Source auf 

data.gv.at zu finden sind. Die Vektorkarte des BEV liefert Informationen zu:  

1) Katastralgemeinden                                    4) Gerichtsbezirksgrenzen 

2) Gemeindegrenzen                                       5) FA-Bereiche 

3) Bezirksgrenzen                                            6) Vermessungssprengelgrenzen 

7) Bundesländergrenzen                                 8) Staatsgrenze 

Abbildung 5: Visualisierung potenzieller Hochwasserabflussbereiche Gebiet Krems an der Donau in 
QGIS durch Überschneidung mit dem Gefahrenzonenplan des WLV (Datenquelle: Basemap) 
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Die optische Verschneidung der Datensätze ist im Anhang 3 ersichtlich. 

 

5.2.2 Liegenschaftsinformation 

In der folgenden Tabelle 1 ist ein Teil der Beschreibungen der Attributtabellen der 

Straßennetzkarte vom Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen zu sehen. Von 

besonderem Interesse für diese Arbeit ist der „Attributwert“, welcher die unterschiedlichen 

Straßentypen angibt. Die Attributtabelle mit dem Titel Anmerkungen, liefert Information zu 

besagten unterschiedlichen Straßen.  

 

 

Abbildung 6: Visualisierung der Straßen im Gebiet Krems an der Donau aus GIP überschnitten mit 
den Hochwasserabflussbereichen aus dem Gefahrenzonenplan des WLV 
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Tabelle 1: Auszug aus Beschreibungen der Attributtabellen der Straßennetzkarte des Bundesamtes 
für Eich- und Vermessungswesen (BEV, 2023, S. 3) 

 

 

Die folgende Auflistung (Tabelle 2) gibt einen detaillierten Überblick der Straßentypen und 

in wessen Verantwortung diese durch das österreichische Gesetz fallen. Für diese Arbeit 

sind nur Straßentypen relevant, die in der Verantwortung der einzelnen Gemeinden liegen, 

weshalb diese Tabelle für ein leichteres Verständnis und Abgrenzung sorgen soll. Hierfür 

wird durch die Gesetzeslage festgestellt, welche Art von Straßen für die Schadensanalyse 

berücksichtigt werden müssen, und welche nicht.  

 

Tabelle 2: Beschreibung & Gesetzte bzgl. Straßentypus (BEV, 2023; Land Niederösterreich, 1999; 
Republik Österreich, 1971; Republik Österreich, 1812; Land Niederösterreich, o.J.). 

Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

Betriebsstraße 

 

In Niederösterreich liegt 

die Verantwortung für den 

Erhalt und die Sanierung 

von Betriebsstraßen bei 

den jeweiligen Gemeinden 

Im Niederösterreichischen 

Straßengesetz 1999 (NÖ StG 1999) 

befassen sich speziell die Paragrafen § 

5 und § 7 mit dem Bau und der 

Erhaltung von Straßen, was auch 

Betriebsstraßen einschließen kann. § 5 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

oder dem Land, je 

nachdem, welcher 

Kategorie die Straße 

angehört (BEV, 2023, 

S.3). Diese Regelungen 

sind im 

Niederösterreichischen 

Straßengesetz 1999 (NÖ 

StG 1999) festgelegt 

(Republik 

Niederösterreich, 1999). 

 

des NÖ StG 1999 behandelt die 

Planung, den Bau und die Erhaltung 

von Straßen, während § 7 sich mit der 

Finanzierung dieser Maßnahmen 

befasst (Land Niederösterreich, 1999).  

 

Bundesstraße 

A 

 

„Bundesstraßen A sind 

Autobahnen. Es handelt 

sich dabei um 

Fernstraßen, die für den 

überregionalen 

Schnellverkehr im Sinne 

der straßenpolizeilichen 

Vorschriften geeignet sind. 

Sie weisen keine 

niveaugleichen 

Kreuzungen mit anderen 

Verkehrswegen auf und 

dienen nicht der lokalen 

Aufschließung. Sie 

müssen gemäß StVO 

stets zwei baulich 

getrennte 

Richtungsfahrbahnen mit 

mindestens zwei 

Fahrstreifen pro Richtung 

aufweisen. In der Regel ist 

In Österreich liegt die Verantwortung für 

den Erhalt und die Sanierung von 

Bundesstraßen beim Bund, vertreten 

durch das Bundesministerium für 

Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie. 

Diese Zuständigkeit basiert auf dem 

Bundesstraßengesetz 1971 (BStG 

1971). Gemäß § 4 des BStG 1971 ist 

das Bundesministerium für die 

Bestimmung des Straßenverlaufs, den 

Ausbau und die Auflassung von Teilen 

der Bundesstraßen zuständig (Republik 

Österreich, 1971). 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

ein zusätzlicher 

Pannenstreifen 

vorhanden. Die genaue 

Definition der 

Bundesstraße A 

(Bundesautobahn, 

Verzeichnis 1) ist durch 

das Bundesstraßengesetz 

vorgegeben.“ (BEV, 2023, 

S. 3) 

Bundesstraße 

R 

 

„Bundesstraßen R 

(Rampen) sind 

Verbindungen (Zu- oder 

Abfahrtsstraßen) zwischen 

Bundesstraßen und einem 

gleich- oder 

untergeordneten 

Straßennetz. Außer am 

Anfang oder Ende von 

Bundesstraßen weisen 

Bundesstraßen R keine 

niveaugleichen 

Überschneidungen mit 

anderen Verkehrswegen 

auf.“ (BEV, 2023, S. 3) 

 

In Österreich liegt die Verantwortung für 

den Erhalt und die Sanierung von 

Bundesstraßen beim Bund, vertreten 

durch das Bundesministerium für 

Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie. 

Diese Zuständigkeit basiert auf dem 

Bundesstraßengesetz 1971 (BStG 

1971). Gemäß § 4 des BStG 1971 ist 

das Bundesministerium für die 

Bestimmung des Straßenverlaufs, den 

Ausbau und die Auflassung von Teilen 

der Bundesstraßen zuständig (Republik 

Österreich, 1971). 

 

Bundesstraße 

S 

 

„Bundesstraßen S sind 

Schnellstraßen. Es 

handelt sich dabei um 

Fernstraßen, die für den 

überregionalen 

Schnellverkehr im Sinne 

der straßenpolizeilichen 

Vorschriften geeignet sind. 

In Österreich liegt die Verantwortung für 

den Erhalt und die Sanierung von 

Bundesstraßen beim Bund, vertreten 

durch das Bundesministerium für 

Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie. 

Diese Zuständigkeit basiert auf dem 

Bundesstraßengesetz 1971 (BStG 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

Sie weisen keine 

niveaugleichen 

Kreuzungen mit anderen 

Verkehrswegen auf und 

dienen nicht der lokalen 

Aufschließung. Sie 

müssen gemäß StVO 

stets zwei baulich 

getrennte 

Richtungsfahrbahnen mit 

mindestens zwei 

Fahrstreifen pro Richtung 

aufweisen. In der Regel ist 

ein zusätzlicher 

Pannenstreifen 

vorhanden. Die genaue 

Definition der 

Bundesstraße S 

(Bundesschnellstraßen, 

Verzeichnis 2) ist durch 

das Bundesstraßengesetz 

vorgegeben.“ 

(BEV, 2023, S. 3) 

 

1971). Gemäß § 4 des BStG 1971 ist 

das Bundesministerium für die 

Bestimmung des Straßenverlaufs, den 

Ausbau und die Auflassung von Teilen 

der Bundesstraßen zuständig (Republik 

Österreich, 1971). 

 

Fahrweg 

 

„Fahrwege sind befestigte 

Wege (Forstwege, gut 

ausgebaute 

landwirtschaftliche Wege, 

Haus- und Hofzufahrten, 

Begleitwege entlang 

höherrangiger Straßen) oft 

mit Oberbau aus Asphalt 

oder Beton. Die 

durchgehende 

„Fahrwege“ fallen je nach Art und Lage 

in unterschiedliche Zuständigkeiten: 

Forstwege unterliegen dem 

Waldeigentümer bzw. Forstgesetz, 

landwirtschaftliche Wege meist 

Gemeinden oder Agrargemeinschaften, 

Hauszufahrten den Privateigentümern 

und Begleitwege den Straßenhaltern (z. 

B. Land). Die Verantwortung für Erhalt 

und Planung ist somit nicht einheitlich 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

Befahrbarkeit mit 

Personenkraftwagen sollte 

auch bei schlechter 

Witterung gegeben sein.“ 

(BEV, 2023, S. 3) 

 

geregelt (Republik Niederösterreich, 

1999; Republik Österreich, 1971).  

. 

Fußspur 

 

„Fußspuren sind in der 

Natur schlecht erkennbare 

Wege, die durch 

Witterungseinflüsse, 

Wildwuchs oder seltene 

Benützung oftmals 

Unterbrechungen 

aufweisen. Unterhalb der 

Baumgrenze werden 

Fußspuren nur bei 

markierten Wegen 

gegeben.“ (BEV, 2023, S. 

3) 

 

Auch für den Straßentypus „Fußspur“ 

gibt es keine einheitliche Regelung, in 

wessen Zuständigkeit diese fällt. 

Allerdings kann aus einer Fußspur sehr 

wohl eines Tages ein offizieller Weg 

werden, der im weiteren Verlauf in eine 

Zuständigkeit (normalerweise der 

Grundeigentümer) fällt. So kann durch 

jahrelangen Privat- oder 

Gemeingebrauch (Benutzung) eine 

„Ersitzung“ stattfinden, wodurch die 

Fußspur beispielsweise zu einem 

öffentlichen Weg (oder auch privates 

Wegerecht) wird. Dies basiert auf dem 

§ 1460 des allgemein Bürgerlichen 

Gesetzbuchs von 1812, das bis heute 

in der geltenden Fassung noch immer 

in Kraft ist (Republik Österreich, 1812).  

Fußweg 

 

„Fußwege sind schmale 

Wege oder Steige. Sie 

müssen in der Natur 

durchgehend erkennbar 

sein. Im verbauten Gebiet 

werden nur Wege mit 

Verbindungscharakter 

gegeben.“ (BEV, 2023, S. 

3) 

 

Für Fußwege ist die Zuständigkeit 

zweigeteilt: Im verbauten Gebiet fallen 

Bau und Erhalt in die Verantwortung 

der Gemeinden, da sie Teil der 

Gemeindestraßen im jeweiligen 

Landesstraßengesetz (NÖ StG 1999) 

sind. Außerhalb des verbauten Gebiets 

gelten Fußwege in der Regel als 

Privatwege, deren Erhaltung dem 

Grundeigentümer obliegt – außer es 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

besteht eine öffentliche Widmung oder 

ein durch lange Nutzung erworbenes 

Recht nach dem § 1460 ABGB (Land 

Niederösterreich, 1999; Republik 

Österreich, 1812). 

Fußweg breit 

 

„Fußwege (breit) sind 

Promenaden- oder 

Saumwege. Als Fußwege 

breit werden auch 

verfallene Traktorwege 

gegeben, die jedoch als 

Fußwege ihre Bedeutung 

beibehalten.“ (BEV, 2023, 

S. 3) 

 

Breite Fußwege („Fußweg breit“) 

können je nach Art und Lage in 

unterschiedliche Zuständigkeiten fallen. 

Promenaden- oder Saumwege im 

verbauten Gebiet gelten meist als 

öffentliche Wege und liegen damit in 

der Verantwortung der Gemeinde, die 

für Bau und Instandhaltung zuständig 

ist. Ehemalige Traktorwege, die nur 

noch als Fußwege genutzt werden, 

bleiben in der Regel Privatwege, für die 

der jeweilige Grundeigentümer 

verantwortlich ist. Wird ein solcher Weg 

jedoch offiziell gewidmet oder durch 

langjährigen Gemeingebrauch (§ 1460 

ABGB) zum öffentlichen Weg, geht die 

Zuständigkeit ebenfalls auf die 

Gemeinde über (Land Niederösterreich, 

1999; Republik Österreich, 1812). 

Landesstraße 

B 

 

„Landesstraßen B sind 

Landesstraßen, die 

aufgrund ihrer Funktion im 

überörtlichen Straßennetz 

eine besondere 

Bedeutung aufweisen und 

im 

Landesstraßenverzeichnis 

als solche festgelegt sind. 

Mit dem Bundesstraßen-

In Österreich sind die Bundesländer für 

den Erhalt und die Sanierung von 

Landesstraßen verantwortlich. Diese 

Zuständigkeit ist in den jeweiligen 

Landesstraßengesetzen der 

Bundesländer geregelt, in 

Niederösterreich findet sich die 

entsprechende Passage in § 6 des 

Niederösterreichischen 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

Übertragungsgesetz 2002 

wurde der größte Teil der 

Bundesstraßen B 

(Verzeichnis 3) als 

Bundesstraßen 

aufgelassen und von den 

jeweiligen Bundesländern 

als Landesstraßen 

übernommen. Je nach 

Bundesland gelten nun 

unterschiedliche 

Bezeichnungen. Die 

genaue Definition der 

Landesstraße B ist durch 

das jeweilige 

Landesstraßengesetz 

vorgegeben.“ (BEV, 2023, 

S. 3.) 

 

Straßengesetzes (Land 

Niederösterreich, 1999). 

 

Landesstraße 

L 

 

„Landesstraßen L sind 

Straßen, die aufgrund 

ihrer Funktion im 

überörtlichen Straßennetz 

eine besondere 

Bedeutung aufweisen und 

im 

Landesstraßenverzeichnis 

als solche festgelegt sind. 

Je nach Bundesland 

gelten unterschiedliche 

Bezeichnungen. 

Landesstraßen L tragen je 

nach Verkehrsbedeutung 

eine ein- bis vierstellige 

In Österreich sind die Bundesländer für 

den Erhalt und die Sanierung von 

Landesstraßen verantwortlich. Diese 

Zuständigkeit ist in den jeweiligen 

Landesstraßengesetzen der 

Bundesländer geregelt. Auch hier, wie 

bei Landesstraße B, gilt § 6 des 

Niederösterreichischen 

Straßengesetzes (Land 

Niederösterreich, 1999). 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

Nummer, die aber meist 

nicht ausgeschildert ist 

und administrativen 

Zwecken dient. In Wien 

lautet die Bezeichnung 

Hauptstraße A. Es existiert 

jedoch keine 

Nummerierung. Die 

genaue Definition der 

Landesstraße L ist durch 

das jeweilige 

Landesstraßengesetz 

vorgegeben.“ (BEV, 2023, 

S. 3) 

 

Ortsgasse 

 

„Ortsgassen sind 

Verkehrswege in 

Ortsgebieten (die keine 

Bundesstraße A, 

Bundesstraße S, 

Landesstraße B, 

Landesstraße L oder 

Regionalstraße sind) aus 

Asphalt oder Beton. Nicht 

erfasst werden 

Stiegengassen.“ (BEV, 

2023, S. 3) 

 

Ortsgassen sind Verkehrswege 

innerhalb von Ortschaften, die keiner 

übergeordneten Straßenkategorie 

(Bundes-, Landes- oder 

Regionalstraße) zugeordnet sind. Damit 

fallen sie gemäß § 2 NÖ Straßengesetz 

1999 in die Zuständigkeit der jeweiligen 

Gemeinde. Diese ist für Planung, Bau 

und Instandhaltung öffentlicher 

Ortsgassen verantwortlich. Bei privaten 

Gassen (z. B. Erschließungswege in 

Wohnanlagen) liegt die Verantwortung 

beim Grundeigentümer oder einer 

Eigentümergemeinschaft, sofern keine 

Widmung als Gemeindestraße erfolgt 

ist (Republik Niederösterreich, 1999). 

Regionalstraße 

 

„Regionalstraßen sind 

Straßen, die aufgrund 

ihrer Funktion im 

Regionalstraßen sind im NÖ 

Straßengesetz 1999 keine eigene 

Straßenkategorie, sondern stammen 
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Erklärung Beschreibung 

 

Gesetz 

 

überörtlichen Straßennetz 

keine besondere 

Bedeutung aufweisen. In 

der Regel stehen sie unter 

Gemeindeverwaltung und 

besitzen keine spezielle 

Kennzeichnung.“ (BEV, 

2023, S. 3) 

 

aus der Kartierung des BEV. Rechtlich 

fallen sie daher entweder unter 

Landesstraßen oder – wenn sie nicht 

im Landesstraßenverzeichnis 

aufscheinen – unter die 

Gemeindestraßen, nach § 4 des NÖ 

Straßengesetz. Für Gemeindestraßen 

liegt die Zuständigkeit bei der 

Gemeinde, für Landesstraßen beim 

Land Niederösterreich. In der Praxis 

sind Regionalstraßen meist 

Gemeindestraßen, womit Bau, Planung 

und Erhaltung Aufgabe der Gemeinde 

sind (Republik Niederösterreich, 1999). 

Traktorweg 

 

„Traktorwege sind 

Verkehrswege mit kaum 

nennenswertem Unterbau, 

jedoch dauerndem 

Bestand (Feld-, Wald- 

oder unbefestigte 

Wirtschaftswege). Die 

durchgehende 

Befahrbarkeit mit PKW ist 

nicht immer gegeben.“ 

(BEV, 2023, S. 3) 

Für den Erhalt von Traktorwegen in 

Niederösterreich ist in erster Linie die 

Niederösterreichische 

Agrarbezirksbehörde (NÖ ABB), der 

Fachabteilung Güterwege zuständig 

(Land Niederösterreich, o. J.). 
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Auf Abbildung 7 wird ein Ausschnitt der tabellarischen Daten der Vektorkarte VER 1100 

STRASSE L (Datensatz) gezeigt. Die Spalte F_NAME gibt an um welchen Straßentypus es 

sich handelt, hier: nur Ortsgassen. So ist es möglich durch die Verschneidung mit den 

Überflutungsflächen zu eruieren, wie viele Quadratmeter von welcher Straßengattung 

durch das Hochwasser betroffen wären. 

 
 

5.2.3 Schadensdaten der öffentlichen Verwaltung 

Um einen Überblick über die vorhergegangenen Schäden durch Hochwasser zu 

bekommen, wurde eine Anfrage an die Abteilung Landwirtschaftsförderung 

Niederösterreich gestellt. Die Abteilung Landwirtschaftsförderung war daraufhin so 

freundlich eine Exceltabelle mit den Schadensdaten der einzelnen Gemeinden 

Niederösterreichs von 2006 – 2020 zu senden, ein größerer Auszug davon ist in Anhang 1 

zu finden. Wie in Tabelle 3 zu sehen ist, geben uns die tabellarischen Daten einen Überblick 

über die betroffenen Gemeinden, Schadensobjekte, Schadensursachen, sowie 

Informationen über geschätzte und nachgewiesene Kosten.  

 

Abbildung 7: Ausschnitt Vektordaten in QGIS 

Tabelle 3: Ausschnitt aus den bereitgestellten Schadensdaten der einzelnen Gemeinden 
Niederösterreichs von 2006 – 2020 der Abteilung Landwirtschaftsförderung 
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5.2.4 Kosten Neubau 

Um die Kosten für den Neubau der Infrastruktur zu berechnen, wurde der 

Niederösterreichische Infrastrukturkostenkalkulator herangezogen. Das Onlineportal zeigt 

den Gemeinden und Planerinnen und Planer die zu erwartenden Kosten eines Neubaus 

der öffentlichen Infrastruktur an. Daher wurden für diese Arbeit die Kosten pro qm² aus der 

Open Source Quelle genützt.  

Auf Abbildung 8 sieht man die Höhe der Auszahlung für die Errichtung €/m² an die 

Gemeinde, sowie den Gemeindeanteil, in welchem Prozentsatz die Gemeinde für die 

Erhaltung und den Betrieb zuständig ist. 

 

5.3 Einsatz der Daten bei der Schadensanalyse 

In diesem Kapitel soll nun erläutert werden, wie die vorher beschriebenen Daten, welche 

im Zuge der Recherche für diese Arbeit gesammelt wurden, in der Analyse zum Einsatz 

kamen. 

Als Grundgerüst für die Überschneidung wurde die Verwaltungsgrundkarte von Österreich 

aus basemap importiert. Der Vorteil hierbei ist, dass diese Karte auf Kooperationen mit den 

GIS-Stellen der Länder, ÖVDAT und dem BEV basiert. Da noch weitere Datensätze vom 

ÖVDAT und dem BEV benützt wurden, sollte dies bei der Einheitlichkeit der Daten helfen.  

Anschließend wurde der Datensatz „Verkehrsreferenzsystem Verkehrsnetz 

Niederösterreich“ von der Website gip.at importiert, sowie das digitale Landschaftsmodell 

Abbildung 8: Screenshot der NIKK-Website, Berechnung der Auszahlung für Neuerrichtung, online 
verfügbar nach Anmeldung unter www.raumordnung-noe-nikk.at 
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des BEV. Für die weitere Berechnung der betroffenen Infrastruktur, wurde das digitale 

Landschaftsmodell herangezogen, da es detailliertere Informationen bezüglich Straßen und 

deren Beschaffenheit bereitstellt. Die unterschiedlichen Datensätze sollten zum Abgleich 

dienen. 

In Abbildung 9 ist ein Ausschnitt der Vektordaten von basemap und des Straßennetzes des 

BEV zu sehen. Das Bild zeigt einen Ausschnitt aus der Stadt Krems. Der Kataster wurde 

von basemap importiert. Die roten Linien zeigen den Datensatz des BEV und stellen 

Straßen und ihre Verläufe dar.  

Im nächsten Schritt wurden die Vektor-Daten des Hochwasserabflussbereichs des Landes 

Niederösterreich importiert. Wie in Abbildung 10 zu sehen ist, zeigt die blaue Fläche den,  

Abbildung 9: Visualisierung der Basemap-Daten kombiniert mit Daten des GIP in QGIS 
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laut Daten potenziell überfluteten Bereich an. Dadurch erhält man eine Überlagerung der 

Infrastrukturdaten und der Überflutungsfläche.  

Im weiteren Verlauf der Analyse wurden noch die Vektordaten des BEV für die 

Verwaltungsgrenzen herangezogen. Abbildung 11 zeigt, wie diese mithilfe von roten Linien 

auf QGIS dargestellt werden. 

Abbildung 10: Grafische Darstellung des Hochwasserabflussbereichs in QGIS mit Daten aus 
Basemap und GIP. 

Abbildung 11: Verwaltungsgrenzen aus data.gv.at rot visualisiert in QGIS, überschnitten mit 
Basemap 
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Nachdem alle relevanten Vektordatensätze in QGIS importiert wurden, wurden die 

Datensätze VER_1100_STRASSE L mit den Hochwasserabflussbereichen und den 

Verwaltungsgrenzen überschnitten. Durch die Überschneidung der Datensätze wurde ein 

Datensatz generiert, der mit den Attributtabellen darüber Aufschluss geben soll, wo, welche 

Art von Straße und wieviel qm² im Überflutungsbereich eines HQ300 liegen würden. 

Die Attributtabellen der Überschneidung wurden im Anschluss zur weiteren Bearbeitung in 

eine Excel Datei eingetragen. Wie Tabelle 4 zeigt, enthalten die Attributtabellen detaillierte 

Daten über die Infrastruktur, welche sich im Überflutungsbereich befinden würden. 

 

Es werden nun die, für diese Arbeit relevantesten Werte der Spalten auf Tabelle 4 erläutert: 

• F_NAME: gibt an um welchen Straßentypus es sich handelt. 

• LENGTH: zeigt den Wert in qm² der Straße im Überflutungsbereich an 

• PB: in welchem Bezirk die Straße liegt 

• Name: zeigt die genaue Gemeinde oder Stadt 

Die Daten wurden zunächst auf Straßentypen in Verantwortung der Gemeinde gefiltert. 

Danach wurden zur Analyse der betroffenen Straßen, die Daten nach Bezirk und Gemeinde 

sortiert.  

Als Nächstes wurden die Werte aus Abbildung 8 (NIKK) mit den einzelnen Straßentypen 

multipliziert, um einen Wert für den Wiederaufbau zu bekommen. Die Daten der Spalte 

Lage wurden nicht berücksichtigt, da sich diese auf Sonderanlagen bezieht, welche in die 

Berechnung nicht mit einflossen. Die dadurch erhaltenen monetären Daten wurden 

wiederrum im Anschluss auf die einzelnen Bezirke und Gemeinden aufgeteilt.  

Die Schadensdaten aus Tabelle 3 wurden genutzt, um einen Prozentsatz für die 

Ungenauigkeit der eigenen Berechnung zu erhalten.  

Tabelle 4: Auszug Verschneidung Vektordaten QGIS 
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Im Laufe, der Durchführung der vorliegenden Arbeit wurde zur Abbildung realistischer 

Schadenspotenziale eine methodische Berücksichtigung von Unsicherheiten bedacht. 

Hierzu wurden empirische Schadensdaten aus der Abteilung Landwirtschaftsförderung des 

Landes Niederösterreich herangezogen, welche sowohl geschätzte als auch tatsächlich 

entstandene Kosten vergangener Hochwasserereignisse im Zeitraum 2006–2020 

dokumentieren. Die Datensätze umfassen Informationen zu den betroffenen Gemeinden, 

Schadensobjekten, Schadensursachen sowie zu erwarteten und letztendlich berechneten 

Kosten für den Neubau. 

Die Gegenüberstellung beider Kostensätze ermöglichte die Ableitung eines plausiblen 

Schwankungsfaktors, der als Schwankungsbreite in die Berechnung der potenziellen 

Schäden (Neubaukosten) an Infrastruktur im Gemeindebesitz herangezogen wurde. Damit 

geht man auf den zwangsläufigen Unsicherheitscharakter großflächiger 

Naturgefahrenanalysen methodisch ein.  
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6  Analyse  

Im vorherigen Kapitel wurden die erhobenen und generierten Daten beschrieben, sowie die 

Quellen dieser angegeben und gezeigt. Ebenso wurde dargelegt, wie die jeweiligen Daten 

bei der Analyse zum Einsatz kamen. In diesem Kapitel werden nun die tabellarischen Daten 

der Überschneidung nach Bezirk, Straßentyp, überflutete Fläche in Quadratmeter, und 

mögliche Wiederherstellungskosten hin analysiert. 

 

6.1 Beispiel Tulln 

Als Beispiel für die Herangehensweise in Bezug auf die Auswertung der Daten von ganz 

Niederösterreich, wird die Vorgehensweise exemplarisch am Bezirk Tulln gezeigt.  

Zur genauen Analyse der tabellarischen Daten der Überschneidung, wurden die Daten in 

eine Excel Datei kopiert. Mit der Funktion PivotTable von Excel wurden die Rohdaten in 

Pivot-Tabellen formatiert. So konnten die Daten nach Bezirk, Straßentyp und 

Überflutungsfläche sortiert werden. Der entstandene Datensatz wird in Tabelle 5 gezeigt. 

In Abbildung 12 werden die Daten aus Tabelle 5 graphisch dargestellt. 

 

 

 

Tabelle 5: Verteilung betroffener Straßen HQ300 Bezirk Tulln in Quadratmeter 
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Wie bereits zu Beginn erwähnt, beschäftigt sich diese Arbeit nur mit Straßen-Typen, die in 

der rechtlichen Verantwortung der Gemeinden liegen. Daher wurden die tabellarischen 

Daten auf die Straßentypen Fahrweg, Fußweg-breit, Ortsgasse und Regionalstraße gefiltert 

und im Anschluss darauf auf die einzelnen Gemeinden aufgeteilt.  Im Anschluss wurden 

die Daten auf diese hin sortiert, um einen Überblick über die Verteilung der überfluteten 

Flächen zu bekommen. Die tabellarische und grafische Darstellung ist auf Tabelle 5 und 

Abbildung 12 ersichtlich. 

Da im späteren Kapitel die Peaks (Signifikanter Spitzenwert) der Auswertung genauer 

analysiert werden, versucht man hier einen anfänglichen Überblick der Verteilung zu geben.  

6.1.1 Auswertung der Kosten Tulln 

Um die möglichen Kosten des Neubaus zu berechnen, wurden die Daten des 

Niederösterreichischen Infrastrukturkostenkalkulator herangezogen, wie in Abschnitt 3.2.4 

Kosten Neubau und in Abbildung 8 gezeigt wurde.  

Der NIKK gab zum Zeitpunkt der Untersuchung für den Neubau eines Quadratmeters 

Gehweg (ein für Fußgänger bestimmter und ausgewiesener Weg, z.B. Fußweg) die Kosten 

von 165€ an.  
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Für befahrbare Straßen für den Verkehr von Kraftfahrzeugen sieht es wie folgt aus: Für den 

Straßenunterbau wurden 77€, und für den Straßenoberbau 73€ pro Quadratmeter 

angegeben. Da befahrbare Straßen aus einem Unter- und Oberbau bestehen, wurden die 

Kosten des Unter- und Oberbaus addiert, um die Kosten für einen Quadratmeter Straße zu 

eruieren, welche sich demnach auf 150€ beliefen.  

Durch den Datensatz VER_1100_STRASSE L des BEV wäre es theoretisch möglich 

gewesen durch die Attributwerte der Spalte mit dem Namen Lage zu ermitteln, ob es sich 

bei einigen der potenziell betroffenen Flächen um Verkehrsinfrastruktur mit Sonderanlagen 

handelte. Allerdings sind im NIKK keine Information über die Neubaukosten der 

Sonderanalagen der Verkehrsinfrastruktur enthalten, wie Brücken oder Tunneln. Daher 

wurde der Wert „Lage“ nicht in der Analyse möglicher Neubaukosten berücksichtigt.  Der 

Verständlichkeit halber wird in Tabelle 6 ein Ausschnitt der Beschreibungen der 

Sonderanlagen der Verkehrsinfrastruktur gezeigt. 

  
Tabelle 6: Beschreibung Sonderanlagen (BEV, 2023, S, 3) 
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6.1.2 Datenbeschreibung Bezirk Tulln 

Auf Tabelle 7 sind die Werte aus Tabelle 4 (Auszug Verschneidung Vektordaten QGIS) zu 

sehen, multipliziert mit den Daten aus Tabelle 3 (Schadensdaten der einzelnen Gemeinden 

Niederösterreichs von 2006 – 2020 der Abteilung Landwirtschaftsförderung). Dadurch soll 

Auskunft über die zu erwarteten Schadenssumme pro Quadratmeter Neubau geben 

werden. 

Für die Berechnung der möglichen Neubaukosten wurden im Anschluss die (laut 

Verschneidung) betroffenen Quadratmeter an Straßen mit den m²/€ des NIKK multipliziert. 

Die daraus folgende Auswertung ist auf Tabelle 7 zu sehen. Die grafische Aufbereitung ist 

auf Abbildung 13 ersichtlich. 

 

 

Tabelle 7:  Werte aus Tabelle 5 ergänzend mit den Schadensdaten der einzelnen Gemeinden 
Niederösterreichs von 2006 – 2020 aus Tabelle 3 

 

Tabelle 8:  Werte aus Tabelle 5 ergänzend mit den Schadensdaten der einzelnen Gemeinden 
Niederösterreichs von 2006 – 2020 aus Tabelle 3 
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Tabelle 8 zeigt die prozentuelle Aufteilung der Schäden je nach Straßentypus. Aus dieser 

kann abgeleitet werden, dass ein Großteil des Schadens bei einem HQ300 durch 

überflutete Fahrwege entstehen würde. 

Tabelle 8: Verteilung betroffener Straßen in Tulln in Prozent 

 

Der durchschnittliche zu erwartende Schaden pro Gemeinde im Raum Tulln beträgt 

demnach laut Analyse der Daten 4.074.291€. Sechs Gemeinden wiesen hierbei ein 

potenziell höheres Schadenspotential auf als die anderen Gemeinden. Diese wären: 

Zwentendorf an der Donau, Tulln an der Donau, St. Andrä-Wördern, Klosterneuburg, 

Kirchberg am Wagram und Grafenwörth  

Vier Gemeinden (Zwentendorf an der Donau, Tulln an der Donau, Klosterneuburg, 

Kirchberg am Wagram) würden laut Analyse gemeinsam knapp 60% des möglichen 

Fahrweg Fußweg Fußweg breit Ortsgasse Regionalstraße 

72% 4% 1% 18% 4% 

0 €

2000 000 €

4000 000 €

6000 000 €

8000 000 €

10000 000 €

12000 000 €

14000 000 €

16000 000 €

N
eu

b
au

ko
st

en
 in

 E
u

ro
  

Gemeinde 

Fahrweg FuÃŸweg FuÃŸweg breit Ortsgasse RegionalstraÃŸe

Abbildung 13: Abbildung Aufteilung Kosten Tulln, Visualisierung der Daten aus Excel 

 

Abbildung 14: Abbildung Aufteilung Kosten Tulln, Visualisierung der Daten aus Excel 
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Schadenspotentials aufweisen. Zwentendorf wäre mit 13.839.752€ und 18% des 

Schadenspotentials die am Meisten betroffene Gemeinde im Bezirk Tulln. 

Zusammengefasst lässt sich anhand der Schadensanalyse sagen, dass der Straßentyp 

„Fahrwege“ der am häufigsten betroffene Straßentyp im Bezirk Tulln im Falle eines HQ300 

wären, weshalb durch diesen Straßen-Typus wohl die höchsten potenziellen Kosten im 

Neubau entstehen würden. Anzumerken ist, dass laut Datenlage die Verteilung der 

Schäden im Falle eines HQ300 in den Bezirken sehr stark variieren würden. So gehen die 

potenziellen Schäden von Gemeinden wie Zwentendorf mit knapp 14 Millionen Euro 

Schaden, und Großriedenthal im Vergleich mit etwa Hunderttausend Euro Schaden, stark 

auseinander. Sechs Gemeinden lagen, was potenzielle Schäden betrifft, letztendlich über 

dem ermittelten Durchschnitt der Gemeinden im Bezirk.  

Eine GIS-Verschneidung der Daten sowie der Aufteilung der Schadensflächen, einzelner 

Straßentypen und letztendlich errechnete Schadenssumme ist in Anhang 7.22 ersichtlich. 

 

6.2 Auswertung überflutete Infrastruktur Niederösterreich 

In Niederösterreich gibt es 20 Bezirkshauptmannschaften, wobei bei vieren davon es sich 

um Statutarstädte handelt, für gewöhnlich in Stadt und Land aufgeteilt werden (bspw. Tulln 

Zeilenbeschriftungen Fahrweg Fußweg Fußweg breit Ortsgasse Regionalstraße Gesamtergebnis

Amstetten 115448 12977 7373 13616 8161 157574

Baden 71360 6823 16091 77056 11880 183210

Bruck an der Leitha 101870 12843 13762 44549 1815 174838

Gänserndorf 243255 10372 11390 52064 7249 324329

Gmünd 11778 2423 2605 6699 2415 25920

Hollabrunn 20629 3500 559 19293 4316 48297

Horn 7831 6941 2312 5088 1585 23758

Korneuburg 111473 11063 6680 89968 18619 237803

Krems an der Donau(Stadt) 20485 4240 512 16008 10582 51828

Krems(Land) 105521 19288 2759 51642 14039 193249

Lilienfeld 39266 9058 3993 40099 4079 96495

Melk 82963 12925 10069 46111 15422 167489

Mistelbach 12209 860 262 8335 1205 22871

Mödling 12721 2680 2357 25599 2423 45780

Neunkirchen 22521 3945 3951 36797 6046 73261

Sankt Pölten(Land) 137214 19156 2192 63424 9734 231720

Sankt Pölten(Stadt) 38825 6360 12574 2694 60454

Scheibbs 27410 6692 5044 18179 4840 62165

Tulln 369805 20620 5928 94555 22514 513422

Waidhofen an der Thaya 11417 10198 707 5519 620 28461

Waidhofen an der Ybbs(Stadt) 27 469 48 44 147 735

Wiener Neustadt(Land) 57120 10907 10146 80329 18416 176919

Wiener Neustadt(Stadt) 1855 895 338 4605 1690 9383

Zwettl 12109 9811 1220 6553 1320 31012

Gesamtergebnis 1635112 205042 110298 818707 171813 2940973

Tabelle 9: Verteilung betroffener Straßen HQ300 Bezirke NÖ in Quadratmeter 
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Stadt, Tulln Land). Dadurch besteht das Land Niederösterreich aus insgesamt 24 

Verwaltungseinheiten.  

Zur genauen Analyse der tabellarischen Daten der Überschneidung wurden die Daten in 

eine Excel-Datei transferiert. Mit der Funktion PivotTable von Excel, wurden die Rohdaten 

in Pivot-Tabellen formatiert. So konnten die Daten nach Bezirk, Straßentyp und 

Überflutungsfläche sortiert werden. Der dadurch entstandene Datensatz wird in Tabelle 9 

gezeigt. Zu erkennen sind die unterschiedlichen Straßentypen, sowie deren betroffene 

Flächen hinsichtlich der jeweiligen Bezirke. In Abbildung 14 werden die Daten aus Tabelle 

9 für ein besseres Verständnis graphisch dargestellt. Zu erkennen ist hierbei bereits, dass 

Regionalstraßen die größte betroffene Fläche verzeichnen. 
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6.2.1 Auswertung der Kosten des Neubaus Niederösterreich 

Um mögliche Kosten des Neubaus der betroffenen Infrastruktur in Gemeindehand in ganz 

NÖ zu berechnen, wurden die Daten des Niederösterreichischen 

Infrastrukturkostenkalkulator herangezogen: 165€ Kosten für einen Quadratmeter Gehweg 

und 150€ für befahrbare Straßen derselben Flächengröße. Sonderanlagen der 

Verkehrsinfrastruktur wie Brücken oder Tunneln flossen, wie beim Beispiel Tulln bereits 

erwähnt, nicht in die Berechnung mit hinein. Es wurden die Daten der Überschneidung, die 

durch GIS generiert wurden, mit dem NIKK kombiniert. Der generierte Datensatz ist in 

Tabelle 10 dargestellt. In der letzten Spalte sind die errechneten Kosten ersichtlich. 

Wie bereits angemerkt wurden nur Straßen in Verantwortung der Gemeinde in die 

Berechnung mit einbezogen. Bei Analyse der möglichen Kosten wurden nur die Daten des 

NIKK berücksichtigt, welche auf die Auswertung der überfluteten Fläche anwendbar waren.  

 

6.2.2 Analyse der überfluteten Infrastruktur  

Im Folgenden werden die Daten der Auswertung der überfluteten Infrastruktur analysiert. 

Tabelle 11 zeigt die Verteilung in m², und Abbildung 15 stellt graphisch einen Überblick der 

Fahrweg Fußweg Fußweg breit Ortsgasse Regionalstraße

1635112 205042 110298 818707 171813

56% 7% 4% 28% 6%

Tabelle 10: Werte aus Tabelle 9 ergänzt mit den Daten aus dem NIKK 

 

Tabelle 11: Verteilung der betroffenen Straßen in % NÖTabelle 12: Werte aus Tabelle 10 ergänzt mit 
den Daten aus dem NIKK 

Tabelle 11: Verteilung der betroffenen Straßen in % NÖ 
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potenziell betroffenen Infrastruktur nach Typus dar. Tabelle 11 weist die prozentuelle 

Verteilung der betroffenen Infrastruktur nach Typus auf. 

In Tabelle 11 und Abbildung 15 ist zu erkennen, dass die meistbetroffenen Straßentypen 

Fahrwege und danach Regionalstraßen wäre. Zusammen machen Sie 84% der potenziell 

betroffenen Infrastruktur aus. Abbildung 16 zeigt die Verteilung von betroffenen Fahrwegen 
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Abbildung 15: Darstellung der prozentuellen Verteilung der Fläche nach Straßentypus 

Abbildung 16: Verteilung Ortsgassen und Fahrwege 
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und Ortsgassen in Niederösterreich. Hier zeigt sich Tulln als am stärksten betroffenes 

Gebiet. 

Der Mittelwert, der betroffenen Flächen beträgt laut Analyse 102 242 qm². Laut dieser 

(siehe Abbildung 14) sind die Bezirke Tulln mit 464 360 qm2 und Gänserndorf mit 295 319 

qm2 proportional am meisten betroffen. Danach folgen die Bezirke Korneuburg (201 441 

qm2), Sankt Pölten Land (200 638 qm2) und Krems Land (157 163 qm2). Abbildung 15 

zeigt die Verteilung der potenziell von einem HQ300 betroffenen Fläche in NÖ nach 

Straßentyp und Prozent an. Daraus wird ersichtlich, dass vier Bezirke (Tulln 19%, 

Gänserndorf 12%, Korneuburg 8%, Sankt Pölten Land 8%) zusammen 47% der 

betroffenen Fläche aufweisen.  

Wie in Abbildung 17 ersichtlich wird, verzeichnen laut Berechnung 11 der 20 Bezirke und 4 

Statutarstädte Niederösterreichs zusammen 85% des möglichen überfluteten Bereiches. 

Umgerechnet würden somit 44% Prozent der Bezirke 85% der möglichen 

Überflutungsfläche aufweisen. 
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Abbildung 17: Verteilung betroffene Fläche in Prozent 
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6.2.3 Analyse der Kosten des Neubaus  

Im folgenden Abschnitt wurden die berechneten Neubaukosten der überfluteten 

Infrastruktur hinsichtlich ihrer Verteilung auf die einzelnen Bezirke analysiert und 

kategorisiert. Die errechneten Neubaukosten würden sich im Falle eines HQ300 gemäß der 

Modellberechnung auf insgesamt 445.876.079 € belaufen. Daraus ergibt sich ein 

durchschnittlicher Kostenwert pro Bezirk in Höhe von 18.578.169 €. 

Die Analyse zeigt, dass zehn Bezirke (Wiener Neustadt Land, Baden, Melk, Bruck an der 

Leitha, Krems (Land), Korneuburg, Amstetten, Sankt Pölten (Land), Gänserndorf, Tulln) 

diesen Durchschnittswert signifikant überschreiten. Diese zehn Bezirke und ihre darin 

befindlichen Gemeinden allein würden im betrachteten Szenario rund 80 % der gesamten 

prognostizierten Neubaukosten auf sich vereinen. Dies deutet auf eine hohe räumliche 

Konzentration des potenziellen Schadenspotenzials hin, was sowohl für das 

Risikomanagement als auch für die Priorisierung präventiver Maßnahmen von besonderer 

Relevanz ist. Auf Abbildung 18 ist die prozentuelle Aufteilung der Neubaukosten der 

besagten zehn Bezirke zu sehen.  

Die Bezirke Tulln mit 17% und Gänserndorf mit 11% wären die am meisten betroffenen 

Gebiete. Gemeinsam mit Sankt Pölten (Land), Amstetten und Korneuburg würden diese 

fünf Bezirke bereits 51% der gesamten Neubaukosten verzeichnen. 
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Abbildung 18: Errechnete Aufteilung der Kosten nach Bezirk, aufsteigend nach Neubaukosten 
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6.2.4 Analyse der Kosten des Neubaus nach Straßentypus 

In Tabelle 12 ist die Verteilung der Kosten nach Straßentypus zu sehen, welche in ganz 

Niederösterreich anfallen würden im Falle eines HQ300. Wie ersichtlich wird, würden die 

Fahrwege und Ortsgassen gemeinsam 83% (393.844.881,23 €) der Neubaukosten 

ausmachen.  

 

Tabelle12: Verteilung der errechneten Neubaukosten Kosten in % NÖ 

  

Der Straßentypus, welcher die geringsten Neubaukosten mit sich bringen würde, wäre jener 

mit der Bezeichnung „Fußweg breit“, da hier nur etwas mehr als 18 Millionen Euro für 

dessen Neubau notwendig wären. Im Vergleich dazu, würden sich die Kosten für den 

Neubau aller betroffener Fahrwege auf über 245 Millionen Euro belaufen. 

 

 

Fahrweg Fußweg Fußweg breit Ortsgasse Regionalstraße 

245.266.848 € 33.832.011 € 18.199.187 € 122.806.023 € 25.772.009 € 

55% 8% 4% 28% 6% 

Abbildung 19: Graphische Darstellung der berechneten Neubaukosten je nach Straßentypus 
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6.2.5 Zusammenfassung der Ergebnisse der überfluteten Infrastruktur Niederösterreich 

Das Land Niederösterreich stellte die notwendigen Daten für die Erarbeitung dieser 

Masterarbeit in Bezug auf die registrierten Schadensfälle von Gemeindeeigentum in 

Zusammenhang mit Naturereignissen zur Verfügung, ein Auszug davon ist in Angang 1 zu 

sehen. Der besagte Datensatz wurde auf Schadensobjekte des Typus Straßen und auf 

Schadensursache Hochwasser gefiltert, wovon ein Ausschnitt wiederum im Anhang 2 zu 

sehen ist. Durch den Vergleich der geschätzten und der nachgewiesenen Kosten, zeigte 

sich ein elfprozentiger Unterschied, welcher nach Auffassung des Autors das Ergebnis 

eines Konfidenzintervalls ist.  

Schlussfolgernd aus den Datensätzen und angestellten Berechnungen, welche zum 

Erstellen dieser Arbeit notwendig waren, würden die Neubaukosten aller betroffener 

Infrastrukturen im Gemeindeeigentum demnach zwischen 396 829 710,98€ und 494 922 

448,52€ betragen. Wie am Anfang erwähnt, sind in dieser Schätzung keine Kosten in 

Hinblick auf Aufräum-Arbeiten, Trocknung & Entfeuchtung, Privateigentum oder Eigentum 

des Bundes inkludiert.  
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Abbildung 20: Verteilung der betroffenen Fläche im Falle eines HQ300 nach Bezirken in 
Millionen Euro 
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Wie in den Abbildung 20 und Abbildung 21 zu erkennen ist, existiert eine eindeutige 

Korrelation zwischen der potenziell betroffenen Infrastruktur und den Neubaukosten von 

dieser. 

Mit einer betroffenen Infrastruktur-Fläche von insgesamt 1 806 926 qm², was 83% der 

insgesamt betroffenen Straßenfläche ausmachen würde, und theoretischen Neubaukosten 

von 368 072 871€, würden Fahrwege (55%) und Ortsgassen (28%) die beiden am meisten 

betroffenen Straßentypen darstellen.  

Die Aufteilung der betroffenen Fläche und möglichen Kosten eines 300-jährigen 

Hochwassers wären je nach Bezirk in Niederösterreich sehr unterschiedlich, wie in 

Abbildung 21 ersichtlich wird. So beinhalten zehn von zwanzig Bezirken und der vier 

Statutarstädten 80% der möglich überfluteten Infrastruktur. Das gleiche gilt in Bezug auf die 

möglichen Neubaukosten.  

Außerdem zeigt sich, dass fünf Bezirke: Tulln (Anhang 7.22), Gänserndorf (Anhang 7.6), 

Korneuburg (Anhang 7.10), Sankt Pölten (Land) (Anhang 7.19 & 7.20) und Krems (Land) 

Tulln

Gänserndorf

Korneuburg

Sankt Pölten(Land)

Krems(Land)

Baden

Wiener Neustadt(Land)

Bruck an der Leitha

Melk

Amstetten

Lilienfeld

Neunkirchen

Scheibbs

Sankt Pölten(Stadt)

Krems an der Donau(Stadt)

Hollabrunn

Mödling

Zwettl

Waidhofen an der Thaya

Gmünd

Horn

Mistelbach

Wiener Neustadt(Stadt)

Waidhofen an der Ybbs(Stadt)

Fläche m²

B
ez

ir
ke

Abbildung 21: Verteilung der betroffenen Fläche im Falle eines HQ300 nach Bezirken 
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(Anhang 7.11) die am meisten betroffenen Bezirke wären. Gemeinsam würden eben 

genannte Bezirke und Statutarstädte jeweils rund 50% der betroffenen Fläche und daraus 

resultierenden knapp 50% des möglichen Schadens im Falle eines HQ300 aufweisen. 

Die einzelnen Schadensummen pro Bezirk/Verwaltungseinheit sind in den Anhängen in 

Abschnitt 7 jeweils einsehbar und geben detaillierte Informationen zu den exakten Werten 

und Summen hinsichtlich betroffener Infrastrukturtyp, Fläche und Schadenssumme. Die 

Verwaltungseinheiten sind jeweils alphabetisch geordnet, und auf den ersten Blick wird 

bereits ersichtlich, dass die Kosten unter anderem davon abhängig sind, wie viele 

Gemeinden sich in ihrem Zuständigkeitsbereich sich befinden. Bezirke wie Amstetten 

(Anhang 7.3) verfügen beispielsweise über viele Gemeinden in ihrem Verwaltungsbereich, 

was potenziell mehr betroffene Flächen und höhere Kosten mit sich bringt als im Vergleich 

zu Bezirken/Statutarstädte mit weniger Gemeinden. Solche Bezirke/Statutarstädte wären 

beispielsweise Krems an der Donau (Stadt) (Anhang 7.12), Mistelbach (Anhang 7.15), St. 

Pölten (Stadt) (Anhang 7.21). Wiener Neustadt (Stadt) (Anhang 7.25) und Waidhofen an 

der Ybbs (Stadt) (Anhang 7.24). Wichtig ist hierbei anzumerken, dass eine kleiner 

Verwaltungsfläche zwar potenziell weniger Schaden bergen kann, die aber laut Analyse 

jedoch nicht immer der Fall ist. So ist in den errechneten Schadenssummen der soeben 

genannten Bezirke und Statutarstädte im Anhang 7 ersichtlich, dass selbst bei 

Statutarstädten ein großer Unterschied feststellbar ist: So verzeichnet Wiener Neustadt 

(Stadt) nur Neubaukosten von knapp 1,5 Millionen Euro, während sogar Waidhofen an der 

Ybbs (Stadt) sogar nur knapp 120 000 Euro investieren müsste im Falle eines HQ300. Im 

Vergleich dazu weisen jedoch Krems an der Donau (Stadt) und St. Pölten (Stadt) wesentlich 

höhere potenzielle Kosten auf, nämlich jeweils 7,85 Millionen und 18,5 Millionen Euro. Dies 

zeigt, dass die Topografie des Geländes, und vor allem die Nähe zu Fließgewässern 

ausschlaggebend für das Ausmaß der betroffenen Flächen und Schadenssummen ist. So 

würde der Bezirk Gmünd (Anhang 7.7) mit 16 Gemeinden in dessen Zuständigkeitsbereich, 

und daraus resultierenden großen Verwaltungsfläche, im Falle eines HQ300 lediglich knapp 

vier Millionen Euro Schaden verzeichnen. Auch Horn (Angang 7.9), welcher als Bezirk 

ebenfalls 16 Gemeinden verwaltet, würde bei einem HQ300 nur 3,7 Millionen Euro Schaden 

verzeichnen. Für Mistelbach (Anhang 7.15) beliefen sich die Kosten bei aufgerundeten 

dreieinhalb Millionen Euro, während der Bezirk Hollabrunn trotz seiner Größe nur 7,3 

Millionen Euro Schaden aufweist. Im Vergleich dazu birgt Krems an der Donau, obwohl 

flächenmäßig um so vieles kleiner als Hollabrunn, mit 7,85 Millionen fast ähnliche Kosten, 

was wiederum den Faktor Flussnähe unterstreicht. Würde man die Bezirke und 

Statutarstädte nach sortieren, so ergibt sich die Visualisierung aus Abbildung 20.  Um 

jedoch mehr Verständnis für die Relationen und Sprünge hinsichtlich der Kosten zu 
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verschaffen, werden im Folgenden die Bezirke/Statutarstädte mit den jeweiligen 

errechneten und zu erwartenden Kosten im Falle eines HQ300 gelistet. Die 

Bezirke/Statutarstädte würden sich daher laut Auswertung und Analyse wie folgt den 

Kosten nach sich aufreihen lassen (auf/abgerundet):  

• Waidhofen an der Ybbs (Stadt) (Anhang 7.24):    120 000 € 

• Wiener Neustadt (Stadt) (Anhang 7.25):    1,43 Mio. € 

• Mistelbach (Anhang 7.15):      3,45 Mio. €  

• Horn (Anhang 7.9):        3,70 Mio. € 

• Gmünd (Anhang 7.7):      3,96 Mio. €  

• Waidhofen an der Thaya (Anhang 2.23):    4,43 Mio. € 

• Zwettl (Anhang 7.27):       4,82 Mio. € 

• Mödling (Anhang 7.16):      6,94 Mio. € 

• Hollabrunn (Anhang 7.8):      7,31 Mio. € 

• Krems an der Donau (Stadt) (Anhang 7.12):   7,85 Mio. € 

• Sankt Pölten (Stadt) (Anhang 7.21):     9,16 Mio. € 

• Scheibbs (Anhang 7.18):      9,50 Mio. € 

• Neunkirchen (Anhang 7.17):      11,11 Mio. € 

• Lilienfeld (Anhang 7.13):      14,67 Mio. € 

• Amstetten (Anhang 7.3):      23,94 Mio. € 

• Melk (Anhang 7.14):       25,47 Mio. € 

• Bruck an der Leitha (Anhang 7.5):     26,62 Mio. € 

• Wiener Neustadt (Land) (Anhang 7.26):    26,85 Mio. €  

• Baden (Anhang 7.4):        27,83 Mio. € 

• Krems (Land) (Anhang 7.11)      29,32 Mio. € 

• Sankt Pölten (Land) (Anhang 7.19 & 7.20):     35,08 Mio. € 

• Korneuburg (Anhang 7.10)      35,94 Mio. € 

• Gänserndorf (Anhang 7.6)      48,98 Mio. € 

• Tulln (Anhang 7.22):       77,41 Mio. € 

Diese Auflistung sollen zusammen mit dem Anhang 7 eine Relation für die 

Schadenssummen liefern, die wie man sehen kann, sehr weit auseinander gehen.  

 



   
- 58 - 

7 Diskussion 

Im Folgenden wird reflektiert inwiefern Hypothesen und Forschungsfragen bestätigt bzw. 

beantwortet wurden. Im Anschluss erfolgt eine kurze Reflexion in welcher aufgearbeitet 

wird, wo die Grenzen der Berechnungen verlaufen und welche Erweiterungen dieser für 

Zukünftige Forschungen relevant und interessant sein könnten.  

7.1 Beantwortung der Forschungsfragen und Hypothesen 

7.1.1 Hypothesenabgleich 

H1 wird von den Ergebnissen bestätigt: Mit frei verfügbaren Vektordaten kann der Großteil 

der überfluteten Flächen und ein signifikanter Anteil der betroffenen kommunalen 

Straßeninfrastruktur identifiziert werden. Die Verteilung ist räumlich ungleich und 

gewässernah konzentriert. 

Auch H2 wird von den gewonnen Daten gestützt: Einzelne, vor allem Bezirke entlang des 

Donaustroms überschreiten das durchschnittliche Schadenspotenzial Niederösterreichs 

merklich (Top-5-Bezirke siehe letztes Kapitel). 

 

7.1.2 Forschungsfragen 

FF1: In welchem Umfang lassen sich mit öffentlich zugänglichen Vektordaten überflutete 

Flächen und betroffene Infrastruktur in Gemeindeeigentum in Niederösterreich 

identifizieren, und wie ist deren räumliche Verteilung? 

Mit öffentlich zugänglichen Vektordaten (u. a. Wildbach- und Lawinenverbauung, 

basemap.at, Digitales Landschaftsmodell des BEV, Verwaltungsgrenzen von data.gv.at) 

lassen sich überflutete Flächen (HQ300) mit der in Gemeindeeigentum befindlichen 

Straßeninfrastruktur in einem GIS durch Überlagerung (Intersection) identifizieren und 

kartieren. Die resultierenden Treffer zeigen eine ungleichmäßige räumliche Verteilung mit 

Schwerpunkten entlang größerer Fließgewässer, insbesondere entlang des Donaustroms. 

Zehn von zwanzig Bezirken und 4 Statutarstädten würden demnach rund 80 % der 

potenziell überfluteten Infrastruktur in sich vereinen. 

FF2: Wie hoch sind die Neubaukosten der potenziell überfluteten Infrastruktur in 

Gemeindeeigentum in Niederösterreich, und wie sieht die zu erwartende 

Schwankungsbreite dabei aus? 
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Durch Verknüpfung der betroffenen Flächen mit Neubaukostensätzen ergaben sich im 

Zuge der Berechnung theoretische Neubaukosten zwischen 396 829 710,98 € und 494 922 

448,52 €. Ein Abgleich mit einem vom Land Niederösterreich bereitgestellten 

Schadensdatensatz (gefiltert auf Straßen, Schadensursache Hochwasser) weist im Mittel 

eine Abweichung von ca. 11 % zwischen geschätzten und nachgewiesenen Kosten aus. 

Diese Größenordnung ist als plausible Unsicherheitsmarge der Modellierung zu 

interpretieren. Innerhalb der Straßentypen entfallen laut Berechnung 83 % der betroffenen 

Fläche (1 806 926 m²) und 83 % der theoretischen Neubaukosten (368 072 871 €) auf 

Fahrwege und Ortsgassen.  

FF3: Welche Bezirke weisen im Vergleich ein überdurchschnittlich hohes 

Schadenspotenzial bei einem HQ300 auf in Bezug auf die in Eigentum der Gemeinde 

stehende Infrastruktur? 

Fünf Bezirke stechen im Vergleich hervor: Tulln, Gänserndorf, Korneuburg, Sankt Pölten-

Land und Krems-Land. Diese vereinen jeweils rund 50 % der betroffenen Fläche und der 

theoretischen Neubaukosten auf sich. Damit entstehen in diesen 5 von 24 Bezirken knapp 

die Hälfte des potenziellen Schadens im Falle des nächsten HQ300. 

FF4: Wie verteilt sich das potenzielle Schadensausmaß bei einem HQ300 geografisch auf 

die in Gemeindeeigentum befindliche Infrastruktur innerhalb der Bezirke im Raum 

Niederösterreich? 

Auch innerhalb der Bezirke ist das potenzielle Schadensausmaß deutlich clusterartig 

verteilt: Lagen in Flusstälern und Siedlungsbereiche in der Nähe von Gewässern weisen 

eine wesentlich höhere Exposition auf als höher gelegene, vom Gewässerabfluss entfernte 

Abschnitte. Besonders Ortsgassen zeigen auf Grund ihrer siedlungsnahen Lage eine hohe 

Betroffenheit, was zusätzliche (hier nicht bewertete) Sekundärschäden nahelegt. Diese 

Ergebnisse bestätigen die anfänglichen Vermutungen, welche zu Beginn dieser Arbeit 

geäußert wurden. 

 

7.2 Reflexion 

Die Kernanalysen basieren auf offenen Vektordaten (Hydrographie/Hochwasserflächen 

HQ300, Verkehrsnetz, Verwaltungsgrenzen) und einer GIS-gestützten Overlay-Logik (Zwei 

oder mehr Kartenebenen (z. B. Flächennutzungsplan + Überschwemmungsgebiete) 

werden geometrisch verschnitten. Damit wurde ein reproduzierbarer, nachvollziehbarer 
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Workflow etabliert, der (bei identen Datenständen) auch von Dritten wiederholbar ist. Ein 

behördlicher Validierungsdatensatz, der auf Anfrage zur Verfügung gestellt wurde, diente 

zur Plausibilisierung der Kostenschätzung. 

Die Ergebnisse der Berechnungen und Analysen zeigen ein in sich schlüssiges Muster: 

Eine räumliche Konzentration des Schadens entlang der großen Fließgewässer, eine klare 

Dominanz kommunaler Fahrwege und Ortsgassen bezüglich der betroffenen Straßentypen 

(≈ 83 % der potenziell betroffenen Fläche bzw. der kalkulierten Neubaukosten) sowie 

wenige Top-Bezirke, auf die zusammen rund die Hälfte des Gesamtvolumens hinsichtlich 

des Schadens entfällt. 

Die 11 % mittlere Differenz zwischen den berechneten Neubaukosten und behördlich 

erfassten Kosten liegt in einer für flächenbasierte Kostenzuordnungen plausiblen 

Unsicherheits-Spanne. Sie spiegelt Unterschiede bei Datenschnitt, Zeitstand (Preisbasis), 

Kostenniveaus sowie nicht modellierten Objekttypen wider. Erwähnenswert sei an dieser 

Stelle auch der Preisstand/ die Indexanpassung: Neubaukosten sind zeit- und 

marktpreisabhängig, was bedeutet, dass ohne konsequente Indexierung (z. B. 

Baukostenindizes) eine zusätzlicher Schwankungsbreite entsteht. 

Das hier gewählte Gefahrenmodell fokussiert sich auf HQ300-Überflutungsflächen. Pluviale 

Starkregen, lokale Abfluss-/Rückstaueffekte oder kombinierte Ereignisse wurden nicht 

separat modelliert. 

Im Zuge der Erstellung dieser Arbeit wurden auch Grenzen und Verzerrungen der Daten 

sichtbar, beispielsweise in Bezug auf die Objektabdeckung: Brücken, Tunnel, 

Stützbauwerke und weitere kommunale Assets außerhalb des betrachteten Straßennetzes 

konnten mangels konsistenter oder vorhandener Geodaten nicht einbezogen werden. 

Ähnlich verhält es sich mit privaten Haushalten und Betrieben, Bundes- und 

Landesinfrastruktur sowie indirekten Kosten (z. B. Sperren, Umleitungen, 

Produktionsausfälle). Diese blieben unbekannt und unbewertet, was ebenso für 

Folgekosten wie Trocknung/Entfeuchtung und Aufräum-Arbeiten gilt. Im Rahmen 

zukünftiger Analysen wäre es sinnvoll diese Wissenslücken zu schließen. 

Trotz dieser Grenzen und Beschränkungen Hinsichtlich der Datengrundlage und 

gewonnener Ergebnisse zeigt diese Arbeit, dass Open-Data-basierte Gefahren-

/Expositionsanalysen kommunaler Infrastruktur prinzipiell tragfähig sind, sofern Annahmen 

transparent gemacht, Validierung mit Referenzdaten angestrebt und Unsicherheiten 

ausgewiesen werden. Damit liefert diese Arbeit eine belastbare Grundlage für priorisierte 

Risikovorsorge auf Bezirk- und Gemeindeebene. 
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8  Perspektiven  

Die Analyse zeigt, dass sich das Schadenspotenzial bei einem HQ300-Ereignis mit offenen 

Daten transparent erfassen und räumlich analysieren lassen. Um die Aussagekraft weiter 

zu erhöhen, sollte die Datengrundlage für zukünftige Berechnungen und Analysen 

systematisch erweitert werden: Neben Straßen wäre es sinnvoll auch Brücken, Tunnel, 

Stützmauern, Entwässerungen sowie kommunale Gebäude und technische Infrastrukturen 

als Anlagen mit einzuberechnen. Zudem sollten die Schadensberechnungen um typische 

Folge- und Nebenkosten erweitert werden: Sofortmaßnahmen (Absperrungen, 

Notinstandsetzung), Räumung und Entsorgung, Reinigung, Trocknung/Entfeuchtung, 

provisorische Wiederherstellung und Verkehrslenkung/Umleitungen, wären nur ein paar 

dieser zusätzlichen Kosten mit welchen zu rechnen wäre im Falle des nächsten HQ300.  

Methodisch empfiehlt sich die Erweiterung des Szenarios über ein HQ300 hinaus (z. B. 

kombinierte Ereignisse und Klimasensitivität) sowie die Durchführung von 

Unsicherheitsanalysen und Monte-Carlo-Simulationen zur Belastbarkeit der Ergebnisse. 

Bei Letzterem werden zentrale Eingangsgrößen (z. B. Kostenansätze, 

Flächenüberlagerungen, Lagegenauigkeiten) innerhalb plausibler Bandbreiten vielfach 

zufällig variiert, um eine Verteilung möglicher Ergebnissummen zu erhalten (Median, 

Spannweite, Konfidenzintervalle). Eine Validierung mit Ex-post-Daten (tatsächlich 

dokumentierten Schadensfällen aus jüngeren Hochwasserereignissen) aus jüngeren 

Hochwasserereignissen könnte die Qualität und Aussagekraft der Ergebnisse zusätzlich 

erhöhen. 

Für das Risikomanagement bedeutet dies, dass Investitionen vor allem in jenen elf Bezirken 

zu priorisieren sind, die zusammen mehr als 80 % der potenziellen Neubaukosten 

ausmachen: Tulln, Gänserndorf, Korneuburg, Sankt Pölten-Land, Krems-Land, Baden, 

Wiener Neustadt-Land, Bruck an der Leitha, Melk, Sankt Pölten-Stadt und Amstetten. Hier 

sind unterschiedliche Maßnahmen sinnvoll, von linienhaften Hochwasserschutzbauten über 

Straßenentwässerung oder überflutbare Querschnitte, bis hin zu resilienteren Bauweisen 

und erhöhter Trassenlage. 

Weiters sollten die Bezirke mit dem höchsten Risiko im Detail geprüft werden, um 

besonders vulnerable Regionen in diesen Gebieten zu identifizieren. Somit könnte man 

zielgerichtet die derzeitigen Hochwasserschutzmaßnahmen überprüfen und 

gegebenenfalls verstärken.  
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Der Autor dieser Arbeit sieht jedoch den höchsten Aufholbedarf hinsichtlich der Schließung 

von noch vorhanden Daten und Wissenslücken. So fehlen beispielsweise Schadensdaten 

von Sonderanlagen. Genauso ratsam wäre es mittel- bis langfristig einen schlanken, 

jährlich aktualisierten Infrastrukturkataster aufbauen: eine zentrale, verlässliche 

Datengrundlage, die Zuständigkeiten klärt und Planungs- sowie Entscheidungsprozesse 

erleichtert. 

Das letzte HQ300 mag schon mehr als 500 Jahre zurückliegen, und nur noch als Restrisiko 

gelten. Genau das erscheint dem Forschenden, in Anbetracht des Voranschreiten des 

Klimawandels, jedoch als möglicherweise gefährliche Fehleinschätzung. Die Geschichte 

hat bewiesen, dass sie sich, wie groß die Abstände aus sein mögen, wiederholt. Man darf 

daher nicht vergessen, dass es nur eine Frage der Zeit ist, bis das nächste HQ300 eintritt 

– nicht ob. Gerade jetzt, in einer Phase, in der das Klima und Wetter immer mehr von der 

bisherigen Norm abweicht und sich verändert, ist es umso wichtiger die aktuellen Trends 

und Entwicklungen im Auge zu behalten. Man kann daher getrost sagen, dass das Thema 

Hochwasserschutz in punkto Relevanz und Anbetracht des Klimawandels im 

niederösterreichischen Raum nur noch zunehmen wird.  

Durch diese Arbeit wird deutlich, dass eine dynamische, auf aktuellen Daten beruhende 

Risikovorsorge nicht nur die künftigen Schadenshöhen reduzieren, sondern auch die 

Effizienz öffentlicher Investitionen im Hochwasserschutz erheblich steigern könnte.  
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10 Anhang 

Anhang 1: Schadensdaten Land Niederösterreich 2006-2020 

Auszug aus Roh Datensatz (Quelle: Land Niederösterreich, Abteilung IVW – Gruppe Innere Verwaltung) 
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Anhang 2: Rohdaten gefiltert nach Schadensobjekt und Ursache 
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Anhang 3: GIS-Daten 

Anhang 3.1: Auszug aus QGIS-Straßennetz BEV mit Hochwasserabflussbereich HQ300 
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Anhang 3.2: Auszug aus QGIS-Grundkarte base.map mit Hochwasserabflussbereich HQ300 
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Anhang 3.3: Auszug aus QGIS-Grundkarte base.map, Straßennetz, Hochwasserabflussbereich HQ300 
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Anhang 4: Auszug Layer Hochwasserabflussbereich HQ300 
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Anhang 5: Auszug Layer basemap.at 
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Anhang 6: Auszug Layer Straßennetz BEV 
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Anhang 7: Daten GIS Verschneidung  

Anhang 7.1: Auszug Rohdaten 
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Anhang 7.2: Gesamtübersicht 
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Anhang 7.3: Daten GIS Verschneidung – Amstetten  
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Anhang 7.4: Daten GIS Verschneidung – Baden 
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Anhang 7.5: Daten GIS Verschneidung – Bruck an der Leitha  
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Anhang 7.6: Daten GIS Verschneidung – Gänserndorf 
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Anhang 7.7: Daten GIS Verschneidung – Gmünd 
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Anhang 7.8: Daten GIS Verschneidung – Hollabrunn 
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Anhang 7.9: Daten GIS Verschneidung – Horn 
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Anhang 7.10: Daten GIS Verschneidung – Korneuburg 



   
- 87 - 

Anhang 7.11: Daten GIS Verschneidung – Krems Land  
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Anhang 7.12: Daten GIS Verschneidung – Krems an der Donau (Stadt)  
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Anhang 7.13: Daten GIS Verschneidung – Lilienfeld  
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Anhang 7.14: Daten GIS Verschneidung – Melk 
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Anhang 7.15: Daten GIS Verschneidung – Mistelbach   
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Anhang 7.16: Daten GIS Verschneidung – Mödling  
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Anhang 7.17: Daten GIS Verschneidung – Neunkirchen  

 



   
- 94 - 

Anhang 7.18: Daten GIS Verschneidung – Scheibbs 
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Anhang 7.19: Daten GIS Verschneidung – St. Pölten (Land) 1 
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Anhang 7.20: Daten GIS Verschneidung – St. Pölten (Land) 2  
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Anhang 7.21: Daten GIS Verschneidung – St. Pölten (Stadt)  
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Anhang 7.22: Daten GIS Verschneidung – Tulln 
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Anhang 7.23: Daten GIS Verschneidung – Waidhofen an der Thaya  
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Anhang 7.24: Daten GIS Verschneidung – Waidhofen an der Ybbs (Stadt) 
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Anhang 7.25: Daten GIS Verschneidung – Wiener Neustadt (Stadt) 
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Anhang 7.26: Daten GIS Verschneidung – Wiener Neustadt Land  
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Anhang 7.27: Daten GIS Verschneidung – Zwettl 

 


